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Schutzkonzept des katholischen Kindergarten St. Irmengard 
 
Grundlagen sind die Rahmenordnung Prävention des Caritasverbandes der Erzdiözese 
München und Freising und die Dienstanweisung des Caritasverbandes der Erzdiözese 
München und Freising zur Umsetzung des Schutzauftrags gemäß §8a SGBVIII. 
Hierbei werden die Trägerspezifischen Vorgaben der Präventionsordnungen der Erzdiözese 
München und Freising beachtet. 
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Präambel 
 
Grundhaltung: Wertschätzung und Respekt 
 
Im Zentrum unserer katholischen KiTa steht der Mensch als Person mit seiner 
unverlierbaren, von Gott geschenkten Würde. Diese Würde ist nicht abhängig von der 
persönlichen Entwicklung des Kindes oder den Leistungen der Mitarbeiter, da Gott keine 
Vorbedingung stellt. Gott lädt Kinder und Erwachsene dazu ein entsprechend der eigenen 
Würde zu leben. Wir antworten auf diese Einladung mit der Aufforderung Lieben, Hoffen 
und Vertrauen zu lernen. 
 
In unserer Einrichtung bedeutet das, dass jeder eigene Talente und Fähigkeiten entwickelt 
und diese einbringt, sowie die geschenkte Freiheit in Verantwortung sich selbst und dem 
Anderen gegenüber wahrnimmt. Wir setzen dieses Menschenbild in unserer katholischen 
Einrichtung um. Deshalb gestaltet sich die Arbeit auf der Grundlage der 
verfassungsmäßigen demokratischen Werte und Normen unserer Gesellschaft. Jedes Kind 
wird in seiner Individualität geachtet, die Partizipation (Teilnahme) von Kindern und Eltern 
wird angestrebt und man achtet auf die Herkunftskultur der Kinder und ihrer Familien und 
wehrt sich gegen Diskriminierung. 
 

Der Schutz aller uns anvertrauten Kinder in unserer katholischen Kindertageseinrichtung ist 
für uns sowohl ein verbindlicher, gesetzlicher als auch kirchlicher Auftrag und eine 
beständige Aufgabe für alle unsere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. 
 
Durch diese Haltung unseres Personals gegenüber dem Kind wird die Unversehrtheit und 
der Schutz des Kindes sichergestellt.  
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1 Gesetzliche Grundlagen 
 
1.1 §8a SGB VIII Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung 
 

(1) Werden dem Jugendamt gewichtige Anhaltspunkte für die Gefährdung des Wohls eines 
Kindes oder Jugendlichen bekannt, so hat es das Gefährdungsrisiko im Zusammenwirken 
mehrerer Fachkräfte einzuschätzen. Soweit der wirksame Schutz dieses Kindes oder dieses 
Jugendlichen nicht in Frage gestellt wird, hat das Jugendamt die Erziehungsberechtigten 
sowie das Kind oder den Jugendlichen in die Gefährdungseinschätzung einzubeziehen und, 
sofern dies nach fachlicher Einschätzung erforderlich ist, 
1. 

sich dabei einen unmittelbaren Eindruck von dem Kind und von seiner persönlichen 
Umgebung zu verschaffen sowie 

2. 
Personen, die gemäß § 4 Absatz 3 des Gesetzes zur Kooperation und Information 
im Kinderschutz dem Jugendamt Daten übermittelt haben, in geeigneter Weise an 
der Gefährdungseinschätzung zu beteiligen. 

Hält das Jugendamt zur Abwendung der Gefährdung die Gewährung von Hilfen für geeignet 
und notwendig, so hat es diese den Erziehungsberechtigten anzubieten. 
(2) Hält das Jugendamt das Tätigwerden des Familiengerichts für erforderlich, so hat es das 
Gericht anzurufen; dies gilt auch, wenn die Erziehungsberechtigten nicht bereit oder in der 
Lage sind, bei der Abschätzung des Gefährdungsrisikos mitzuwirken. Besteht eine 
dringende Gefahr und kann die Entscheidung des Gerichts nicht abgewartet werden, so ist 
das Jugendamt verpflichtet, das Kind oder den Jugendlichen in Obhut zu nehmen. 
(3) Soweit zur Abwendung der Gefährdung das Tätigwerden anderer Leistungsträger, der 
Einrichtungen der Gesundheitshilfe oder der Polizei notwendig ist, hat das Jugendamt auf 
die Inanspruchnahme durch die Erziehungsberechtigten hinzuwirken. Ist ein sofortiges 
Tätigwerden erforderlich und wirken die Personensorgeberechtigten oder die 
Erziehungsberechtigten nicht mit, so schaltet das Jugendamt die anderen zur Abwendung 
der Gefährdung zuständigen Stellen selbst ein. 

(4) In Vereinbarungen mit den Trägern von Einrichtungen und Diensten, die Leistungen 
nach diesem Buch erbringen, ist sicherzustellen, dass 
1. 

deren Fachkräfte bei Bekanntwerden gewichtiger Anhaltspunkte für die Gefährdung 
eines von ihnen betreuten Kindes oder Jugendlichen eine Gefährdungseinschätzung 
vornehmen, 

2. 
bei der Gefährdungseinschätzung eine insoweit erfahrene Fachkraft beratend 
hinzugezogen wird sowie 

3. 
die Erziehungsberechtigten sowie das Kind oder der Jugendliche in die 
Gefährdungseinschätzung einbezogen werden, soweit hierdurch der wirksame 
Schutz des Kindes oder Jugendlichen nicht in Frage gestellt wird. 

In den Vereinbarungen sind die Kriterien für die Qualifikation der beratend 
hinzuzuziehenden insoweit erfahrenen Fachkraft zu regeln, die insbesondere auch den 
spezifischen Schutzbedürfnissen von Kindern und Jugendlichen mit Behinderungen 
Rechnung tragen. Daneben ist in die Vereinbarungen insbesondere die Verpflichtung 
aufzunehmen, dass die Fachkräfte der Träger bei den Erziehungsberechtigten auf die 
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Inanspruchnahme von Hilfen hinwirken, wenn sie diese für erforderlich halten, und das 
Jugendamt informieren, falls die Gefährdung nicht anders abgewendet werden kann. 
(5) In Vereinbarungen mit Kindertagespflegepersonen, die Leistungen nach diesem Buch 
erbringen, ist sicherzustellen, dass diese bei Bekanntwerden gewichtiger Anhaltspunkte für 
die Gefährdung eines von ihnen betreuten Kindes eine Gefährdungseinschätzung 
vornehmen und dabei eine insoweit erfahrene Fachkraft beratend hinzuziehen. Die 
Erziehungsberechtigten sowie das Kind sind in die Gefährdungseinschätzung 
einzubeziehen, soweit hierdurch der wirksame Schutz des Kindes nicht in Frage gestellt 
wird. Absatz 4 Satz 2 und 3 gilt entsprechend. 
(6) Werden einem örtlichen Träger gewichtige Anhaltspunkte für die Gefährdung des Wohls 
eines Kindes oder eines Jugendlichen bekannt, so sind dem für die Gewährung von 
Leistungen zuständigen örtlichen Träger die Daten mitzuteilen, deren Kenntnis zur 
Wahrnehmung des Schutzauftrags bei Kindeswohlgefährdung nach § 8a erforderlich ist. Die 
Mitteilung soll im Rahmen eines Gespräches zwischen den Fachkräften der beiden örtlichen 
Träger erfolgen, an dem die Personensorgeberechtigten sowie das Kind oder der 
Jugendliche beteiligt werden sollen, soweit hierdurch der wirksame Schutz des Kindes oder 
des Jugendlichen nicht in Frage gestellt wird. 
 
 
1.2 §45SGB VIII Beschwerdeverfahren 
 

(1) Der Träger einer Einrichtung, nach § 45a bedarf für den Betrieb der Einrichtung der 
Erlaubnis. Einer Erlaubnis bedarf nicht, wer 
1. 

eine Jugendfreizeiteinrichtung, eine Jugendbildungseinrichtung, eine 
Jugendherberge oder ein Schullandheim betreibt, 

2. 
ein Schülerheim betreibt, das landesgesetzlich der Schulaufsicht untersteht, 

3. 
eine Einrichtung betreibt, die außerhalb der Jugendhilfe liegende Aufgaben für Kinder 
oder Jugendliche wahrnimmt, wenn für sie eine entsprechende gesetzliche Aufsicht 
besteht oder im Rahmen des Hotel- und Gaststättengewerbes der Aufnahme von 
Kindern oder Jugendlichen dient. 

(2) Die Erlaubnis ist zu erteilen, wenn das Wohl der Kinder und Jugendlichen in der 
Einrichtung gewährleistet ist. Dies ist in der Regel anzunehmen, wenn 
1. 

der Träger die für den Betrieb der Einrichtung erforderliche Zuverlässigkeit besitzt, 

2. 
die dem Zweck und der Konzeption der Einrichtung entsprechenden räumlichen, 
fachlichen, wirtschaftlichen und personellen Voraussetzungen für den Betrieb erfüllt 
sind und durch den Träger gewährleistet werden, 

3. 
die gesellschaftliche und sprachliche Integration und ein gesundheitsförderliches 
Lebensumfeld in der Einrichtung unterstützt werden sowie die gesundheitliche 
Vorsorge und die medizinische Betreuung der Kinder und Jugendlichen nicht 
erschwert werden sowie 
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4. 
zur Sicherung der Rechte und des Wohls von Kindern und Jugendlichen in der 
Einrichtung die Entwicklung, Anwendung und Überprüfung eines Konzepts zum 
Schutz vor Gewalt, geeignete Verfahren der Selbstvertretung und Beteiligung sowie 
der Möglichkeit der Beschwerde in persönlichen Angelegenheiten innerhalb und 
außerhalb der Einrichtung gewährleistet werden. 

Die nach Satz 2 Nummer 1 erforderliche Zuverlässigkeit besitzt ein Träger insbesondere 
dann nicht, wenn er 
1. 

in der Vergangenheit nachhaltig gegen seine Mitwirkungs- und Meldepflichten nach 
den §§ 46 und 47 verstoßen hat, 

2. 
Personen entgegen eines behördlichen Beschäftigungsverbotes nach § 48 
beschäftigt oder 

3. 
wiederholt gegen behördliche Auflagen verstoßen hat. 

(3) Zur Prüfung der Voraussetzungen hat der Träger der Einrichtung mit dem Antrag 
1. 

die Konzeption der Einrichtung vorzulegen, die auch Auskunft über Maßnahmen zur 
Qualitätsentwicklung und -sicherung sowie zur ordnungsgemäßen Buch- und 
Aktenführung in Bezug auf den Betrieb der Einrichtung gibt, sowie 

2. 
im Hinblick auf die Eignung des Personals nachzuweisen, dass die Vorlage und 
Prüfung von aufgabenspezifischen Ausbildungsnachweisen sowie von 
Führungszeugnissen nach § 30 Absatz 5 und § 30a Absatz 1 des 
Bundeszentralregistergesetzes sichergestellt sind; Führungszeugnisse sind von dem 
Träger der Einrichtung in regelmäßigen Abständen erneut anzufordern und zu prüfen. 

(4) Die Erlaubnis kann mit Nebenbestimmungen versehen werden. Zur Gewährleistung des 
Wohls der Kinder und der Jugendlichen können nachträgliche Auflagen erteilt werden. 
(5) Besteht für eine erlaubnispflichtige Einrichtung eine Aufsicht nach anderen 
Rechtsvorschriften, so hat die zuständige Behörde ihr Tätigwerden zuvor mit der anderen 
Behörde abzustimmen. Sie hat den Träger der Einrichtung rechtzeitig auf weitergehende 
Anforderungen nach anderen Rechtsvorschriften hinzuweisen. 
(6) Sind in einer Einrichtung Mängel festgestellt worden, so soll die zuständige Behörde 
zunächst den Träger der Einrichtung über die Möglichkeiten zur Beseitigung der Mängel 
beraten. Wenn sich die Beseitigung der Mängel auf Entgelte oder Vergütungen nach § 134 
des Neunten Buches oder nach § 76 des Zwölften Buches auswirken kann, so ist der Träger 
der Eingliederungshilfe oder der Sozialhilfe, mit dem Vereinbarungen nach diesen 
Vorschriften bestehen, an der Beratung zu beteiligen. Werden festgestellte Mängel nicht 
behoben, so können dem Träger der Einrichtung Auflagen nach Absatz 4 Satz 2 erteilt 
werden. Wenn sich eine Auflage auf Entgelte oder Vergütungen nach § 134 des Neunten 
Buches oder nach § 76 des Zwölften Buches auswirkt, so entscheidet die zuständige 
Behörde nach Anhörung des Trägers der Eingliederungshilfe oder der Sozialhilfe, mit dem 
Vereinbarungen nach diesen Vorschriften bestehen, über die Erteilung der Auflage. Die 
Auflage ist nach Möglichkeit in Übereinstimmung mit den nach § 134 des Neunten Buches 
oder nach den §§ 75 bis 80 des Zwölften Buches getroffenen Vereinbarungen 
auszugestalten. 
(7) Die Erlaubnis ist aufzuheben, wenn das Wohl der Kinder oder der Jugendlichen in der 
Einrichtung gefährdet und der Träger nicht bereit oder nicht in der Lage ist, die Gefährdung 
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abzuwenden. Sie kann aufgehoben werden, wenn die Voraussetzungen für eine Erteilung 
nach Absatz 2 nicht oder nicht mehr vorliegen; Absatz 6 Satz 1 und 3 bleibt unberührt. Die 
Vorschriften zum Widerruf nach § 47 Absatz 1 Nummer 2 und Absatz 3 des Zehnten Buches 
bleiben unberührt. Widerspruch und Anfechtungsklage gegen die Rücknahme oder den 
Widerruf der Erlaubnis haben keine aufschiebende Wirkung. 
 
 
1.3 §47 SGB VIII Meldepflichten 
 

1) Der Träger einer erlaubnispflichtigen Einrichtung hat der zuständigen Behörde 
unverzüglich 
1. 

die Betriebsaufnahme unter Angabe von Name und Anschrift des Trägers, Art und 
Standort der Einrichtung, der Zahl der verfügbaren Plätze sowie der Namen und der 
beruflichen Ausbildung des Leiters und der Betreuungskräfte, 

2. 
Ereignisse oder Entwicklungen, die geeignet sind, das Wohl der Kinder und 
Jugendlichen zu beeinträchtigen, sowie 

3. 
die bevorstehende Schließung der Einrichtung 

anzuzeigen. Änderungen der in Nummer 1 bezeichneten Angaben sowie der Konzeption 
sind der zuständigen Behörde unverzüglich, die Zahl der belegten Plätze ist jährlich einmal 
zu melden. 
(2) Der Träger einer erlaubnispflichtigen Einrichtung hat den Grundsätzen einer 
ordnungsgemäßen Buch- und Aktenführung entsprechend Aufzeichnungen über den 
Betrieb der Einrichtung und deren Ergebnisse anzufertigen sowie eine mindestens 
fünfjährige Aufbewahrung der einrichtungsbezogenen Aufzeichnungen sicherzustellen. Auf 
Verlangen der Betriebserlaubnisbehörde hat der Träger der Einrichtung den Nachweis der 
ordnungsgemäßen Buchführung zu erbringen; dies kann insbesondere durch die 
Bestätigung eines unabhängigen Steuer-, Wirtschafts- oder Buchprüfers erfolgen. Die 
Dokumentations- und Aufbewahrungspflicht umfasst auch die Unterlagen zu räumlichen, 
wirtschaftlichen und personellen Voraussetzungen nach § 45 Absatz 2 Satz 2 Nummer 2 
sowie zur Belegung der Einrichtung. 
(3) Der Träger der öffentlichen Jugendhilfe, in dessen Zuständigkeitsbereich 
erlaubnispflichtige Einrichtungen liegen oder der die erlaubnispflichtige Einrichtung mit 
Kindern und Jugendlichen belegt, und die zuständige Behörde haben sich gegenseitig 
unverzüglich über Ereignisse oder Entwicklungen zu informieren, die geeignet sind, das 
Wohl der Kinder und Jugendlichen zu beeinträchtigen. 
 
 
1.4 §72a SGB VIII Tätigkeitsausschluss einschlägig vorbestrafter Personen 
 
(1) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe dürfen für die Wahrnehmung der Aufgaben in 
der Kinder- und Jugendhilfe keine Person beschäftigen oder vermitteln, die rechtskräftig 
wegen einer Straftat nach den §§ 171, 174 bis 174c, 176 bis 180a, 181a, 182 bis 184g, 184i, 
184j, 184k, 184l, 201a Absatz 3, den §§ 225, 232 bis 233a, 234, 235 oder 236 des 
Strafgesetzbuchs verurteilt worden ist. Zu diesem Zweck sollen sie sich bei der Einstellung 
oder Vermittlung und in regelmäßigen Abständen von den betroffenen Personen ein 
Führungszeugnis nach § 30 Absatz 5 und § 30a Absatz 1 des 
Bundeszentralregistergesetzes vorlegen lassen. 
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(2) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sollen durch Vereinbarungen mit den Trägern 
der freien Jugendhilfe sicherstellen, dass diese keine Person, die wegen einer Straftat nach 
Absatz 1 Satz 1 rechtskräftig verurteilt worden ist, beschäftigen. 
(3) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sollen sicherstellen, dass unter ihrer 
Verantwortung keine neben- oder ehrenamtlich tätige Person, die wegen einer Straftat nach 
Absatz 1 Satz 1 rechtskräftig verurteilt worden ist, in Wahrnehmung von Aufgaben der 
Kinder- und Jugendhilfe Kinder oder Jugendliche beaufsichtigt, betreut, erzieht oder 
ausbildet oder einen vergleichbaren Kontakt hat. Hierzu sollen die Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe über die Tätigkeiten entscheiden, die von den in Satz 1 genannten Personen 
auf Grund von Art, Intensität und Dauer des Kontakts dieser Personen mit Kindern und 
Jugendlichen nur nach Einsichtnahme in das Führungszeugnis nach Absatz 1 Satz 2 
wahrgenommen werden dürfen. 
(4) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sollen durch Vereinbarungen mit den Trägern 
der freien Jugendhilfe sowie mit Vereinen im Sinne des § 54 sicherstellen, dass unter deren 
Verantwortung keine neben- oder ehrenamtlich tätige Person, die wegen einer Straftat nach 
Absatz 1 Satz 1 rechtskräftig verurteilt worden ist, in Wahrnehmung von Aufgaben der 
Kinder- und Jugendhilfe Kinder oder Jugendliche beaufsichtigt, betreut, erzieht oder 
ausbildet oder einen vergleichbaren Kontakt hat. Hierzu sollen die Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe mit den Trägern der freien Jugendhilfe Vereinbarungen über die Tätigkeiten 
schließen, die von den in Satz 1 genannten Personen auf Grund von Art, Intensität und 
Dauer des Kontakts dieser Personen mit Kindern und Jugendlichen nur nach Einsichtnahme 
in das Führungszeugnis nach Absatz 1 Satz 2 wahrgenommen werden dürfen. 

(5) Die Träger der öffentlichen und freien Jugendhilfe dürfen von den nach den Absätzen 3 
und 4 eingesehenen Daten nur folgende Daten erheben und speichern: 
1. 

den Umstand der Einsichtnahme, 

2. 
das Datum des Führungszeugnisses und 

3. 
die Information, ob die das Führungszeugnis betreffende Person wegen einer in 
Absatz 1 Satz 1 genannten Straftat rechtskräftig verurteilt worden ist. 

Die Träger der öffentlichen und freien Jugendhilfe dürfen die gespeicherten Daten nur 
verarbeiten, soweit dies erforderlich ist, um die Eignung einer Person für die Tätigkeit, die 
Anlass zu der Einsichtnahme in das Führungszeugnis gewesen ist, zu prüfen. Die Daten 
sind vor dem Zugriff Unbefugter zu schützen. Sie sind unverzüglich zu löschen, wenn im 
Anschluss an die Einsichtnahme keine Tätigkeit nach Absatz 3 Satz 2 oder Absatz 4 Satz 2 
wahrgenommen wird. Andernfalls sind die Daten spätestens sechs Monate nach 
Beendigung einer solchen Tätigkeit zu löschen. 
 
 
1.5 Artikel 9b BayKiBiG 
 
Kinderschutz 

(1) 1Die Träger der nach diesem Gesetz geförderten Einrichtungen haben sicherzustellen, 

dass 
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1. 
deren Fachkräfte bei Bekanntwerden gewichtiger Anhaltspunkte für die Gefährdung 
eines von ihnen betreuten Kindes oder Jugendlichen eine Gefährdungseinschätzung 
vornehmen, 

 
 
2. 
bei der Gefährdungseinschätzung eine insoweit erfahrene Fachkraft beratend 
hinzugezogen wird, 

3. 
die Eltern sowie das Kind oder der Jugendliche in die Gefährdungseinschätzung 
einbezogen werden, soweit hierdurch der wirksame Schutz des Kindes oder 
Jugendlichen nicht in Frage gestellt wird. 

2Insbesondere haben die Träger dafür Sorge zu tragen, dass die Fachkräfte bei den Eltern 

auf die Inanspruchnahme von Hilfen hinwirken, wenn sie diese für erforderlich halten, und 

das Jugendamt informieren, falls die Gefährdung nicht anders abgewendet werden kann. 

(2) 1Bei der Anmeldung zum Besuch einer Kindertageseinrichtung oder bei Aufnahme eines 

Kindes in die Tagespflege haben die Eltern eine Bestätigung der Teilnahme des Kindes an 

der letzten fälligen altersentsprechenden Früherkennungsuntersuchung vorzulegen. 2Die 

Nichtvorlage einer Bestätigung ist für die Förderung nach diesem Gesetz unschädlich. 3Der 

Träger ist verpflichtet, schriftlich festzuhalten, ob vonseiten der Eltern ein derartiger 

Nachweis vorgelegt wurde. 

 
 
1.6 §13(2) AVBayKiBiG 
 
Gesundheitsbildung und Kinderschutz 

(1) 1 Kinder sollen lernen, auf eine gesunde und ausgewogene Ernährung, ausreichend 

Bewegung und ausreichend Ruhe und Stille zu achten. 2Sie sollen Hygiene- und 

Körperpflegemaßnahmen einüben sowie sich Verhaltensweisen zur Verhütung von 

Krankheiten aneignen, unbelastet mit ihrer Sexualität umgehen und sich mit Gefahren im 

Alltag, insbesondere im Straßenverkehr, verständig auseinandersetzen. 3Richtiges 

Verhalten bei Bränden und Unfällen ist mit ihnen zu üben. 

(2) 1Das pädagogische Personal klärt die Kinder über die Gefahren des Rauchens und über 

sonstige Suchtgefahren auf und trägt dafür Sorge, dass die Kinder in der 

Kindertageseinrichtung positive Vorbilder erleben. 2Der Träger stellt die Einhaltung des 

Rauchverbots in den Innenräumen und auf dem Gelände der Einrichtung nach Art. 3 Abs. 

1 und 7 Satz 1 Nr. 2 des Gesundheitsschutzgesetzes sicher. 

 
 



Schutzkonzept des katholischen Kindergarten St. Irmengard  

11 
 

 

1.7 §34 IfSG(10a) 
 
§ 34 Gesundheitliche Anforderungen, Mitwirkungspflichten, Aufgaben des 
Gesundheitsamtes 
 
(10a) Bei der Erstaufnahme in eine Kindertageseinrichtung haben die 
Personensorgeberechtigen gegenüber dieser einen schriftlichen Nachweis darüber zu 
erbringen, dass zeitnah vor der Aufnahme eine ärztliche Beratung in Bezug auf einen 
vollständigen, altersgemäßen, nach den Empfehlungen der Ständigen Impfkommission 
ausreichenden Impfschutz des Kindes erfolgt ist. Wenn der Nachweis nicht erbracht wird, 
benachrichtigt die Leitung der Kindertageseinrichtung das Gesundheitsamt, in dessen 
Bezirk sich die Einrichtung befindet, und übermittelt dem Gesundheitsamt 
personenbezogene Angaben. Das Gesundheitsamt kann die Personensorgeberechtigten 
zu einer Beratung laden. Weitergehende landesrechtliche Regelungen bleiben unberührt. 
 
 
1.8 Artikel 1 und 2 GG Persönlichkeitsrechte 
 
Die Grundrechte 
Art 1  
(1) Die Würde des Menschen ist unantastbar. Sie zu achten und zu schützen ist 
Verpflichtung aller staatlichen Gewalt. 
(2) Das Deutsche Volk bekennt sich darum zu unverletzlichen und unveräußerlichen 
Menschenrechten als Grundlage jeder menschlichen Gemeinschaft, des Friedens und der 
Gerechtigkeit in der Welt. 
(3) Die nachfolgenden Grundrechte binden Gesetzgebung, vollziehende Gewalt und 
Rechtsprechung als unmittelbar geltendes Recht. 
 
Art 2  
(1) Jeder hat das Recht auf die freie Entfaltung seiner Persönlichkeit, soweit er nicht die 
Rechte anderer verletzt und nicht gegen die verfassungsmäßige Ordnung oder das 
Sittengesetz verstößt. 
(2) Jeder hat das Recht auf Leben und körperliche Unversehrtheit. Die Freiheit der Person 
ist unverletzlich. In diese Rechte darf nur auf Grund eines Gesetzes eingegriffen werden. 
 
 
1.9 EU – DGSVO Datenschutzgrundverordnung / KDG Kirchliches Datenschutzgesetz / KD 
 
Da die Inhalte des DGSVO zu Umfangreich für dieses Schutzkonzept sind finden Sie diese 
unter folgendem Link: 
 
https://dsgvo-gesetz.de/ 
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2 Strukturelle Maßnahmen des Trägers 
2.1 Fachliche Information und Bildung der MitarbeiterInnen 
2.1.1 Regelmäßige Schulungen des Personals 
 
Das Personal unserer Kindertageseinrichtung trägt in seiner täglichen Arbeit eine 
besondere Verantwortung für das körperliche, geistige und seelische Wohl aller ihm 
anvertrauten Kinder. Sie ist ein sicherer Ort, an denen für Übergriffe kein Platz ist und Kinder 
Vertrauenspersonen an ihrer Seite haben, die sie ernst nehmen und unterstützen. 
 
Das pädagogische Personal der Erzdiözese München und Freising nimmt an 
verpflichtenden Präsenzveranstaltungen zum Thema Prävention von Gewalt teil. 
 
Ziel unserer Präventionsarbeit ist es, dass unsere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter die 
Kinder entsprechend unserem christlichen Menschenbild in besonderer Weise mit 
Wertschätzung und Respekt begegnen, über fundiertes Wissen zum Thema Prävention von 
körperlicher, geistiger und seelischer Gewalt und Handlungssicherheit im Umgang mit 
möglichen (Verdachts-)Fällen verfügen. 
 
 
2.2 Arbeitsrechtliche Regelungen  
2.2.1 Führungszeugnis / erweitertes Führungszeugnis 
 

Im § 72a SGB VIII wird der Tätigkeitsausschluss für einschlägig vorbestrafte Personen 

geregelt. Das heißt: Alle Personen, die in Kindertagesstätten arbeiten, müssen ein 

Führungszeugnis nach § 30 Abs. 5 des Bundeszentralregistergesetzes vorlegen, das 

regelmäßig erneuert werden muss. Dies dient der Sicherstellung des Schutzes der Kinder. 

 

Bei Einstellungsgesprächen wird die Haltung zum Kind besprochen. Vor Ablauf der 

Probezeit wird im Gespräch das methodische und didaktische Vorgehen, sowie die 

Beziehung zu Kindern und Kollegen und die Haltung zum Kind abgefragt. 

 
 
2.2.2 Selbstauskunft und Verpflichtungserklärung 
 
Verbindliche Voraussetzung einer Anstellung in unserem Kindergarten ist die 
Unterzeichnung sowie die Verbindliche Einhaltung einer Selbstauskunft und 
Selbstverpflichtungserklärung als Anlage zum Dienstvertrag. Dies stellt den Schutz der uns 
anvertrauten Kinder sicher. Diese finden Sie im Anhang als Anlage 1. 
 
 
2.2.3 Vorgehen bei Verdachtsfällen, Interventionspläne 
 
Das Vorgehen bei Verdacht auf Grenzüberschreitung, Misshandlung oder sexuellen 
Missbrauch durch Mitarbeitende gegenüber Betreuten in der Einrichtung ist verbindlich 
geregelt. Dies dient dem Schutz der Betreuten wie dem Schutz der Betreuer. 
 
Regelwidriges Verhalten von Mitarbeitenden führt zu arbeitsrechtlichen Maßnahmen und 
Sanktionen. 
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Fall 1: Kindeswohlgefährdung innerhalb der Familie 

Gibt es den Verdacht, dass das Wohl des Kindes innerhalb des familiären bzw. häuslichen 

Umfelds gefährdet ist, so verfahren wir nach §8a SGB VIII. Hierzu schloss die 

Aufsichtsbehörde mit dem Träger eine „Vereinbarung zum Kinderschutz“, die genau regelt, 

wie bei der Meldepflicht nach §8 SGB VIII zu verfahren ist.  

1. Erstmeldung durch den Träger, kurzfristig ggf. durch die Leitung (schriftlich per 

Fax, oder E-Mail unter Berücksichtigung des Datenschutzes, besonders 

schwerwiegend ergänzend telefonisch) 

Was? Wann? Wo? Wer war beteiligt? Welche Sofortmaßnahmen wurden eingeleitet? 

Wer wurde informiert? Ggf. Hinweis auf Nachreichung noch fehlender Informationen. 

2. Stellungnahme durch den Träger (zeitnah, ausführlich und schriftlich) 

- Vorgeschichte 

- Personenangaben 

Personal (Namen und berufliche Qualifikation), lt Dienstplan, tatsächlich 

anwesend, am Vorfall beteiligt, weitere Beteiligte, ggf. Beobachter 

- Informationsweitergabe 

Leitung, Trägerinformation, Sorgeberechtigte, ggf. zuständige Stellen 

- Bearbeitung des Vorfalls  

Beschreibung der pädagogischen (ggf. therapeutisch) Aufarbeitung, intern und 

extern beteiligte Organisationen, Konkret eingeleitete und/oder vergesehene 

Maßnahmen 

3. weitere geplante Verfahrensschritte (schriftlich durch den Träger) 

- Maßnahmen, die der Träger unmittelbar nach Kenntnisnahme des Vorfalls 

ergriffen hat und noch ergreifen wird 

- Konzeptionelle und/oder strukturelle Änderungen 

- Ggf. strafrechtliche Prüfung bzw. Anzeige, sowie arbeits- und dienstrechtliche 

Maßnahmen 

- ggf. Formulierung eines Beratungsbedarfes 

- Ggf. weitere wesentliche Informationen 

4. weitere für die Fachaufsicht relevante Daten durch den Träger 

- Handelt es sich um einen längeren Aufarbeitungsprozess, ist der 

Aufsichtsbehörde der Abschluss des Prozesses mitzuteilen, sowie neue 

Ergebnisse und Erkenntnisse schriftlich darzulegen, sofern diese nicht bereits 

aus der Stellungnahme bekannt sind. 

Der §8b SGB VIII legt zudem fest, dass jede/jeder MitarbeiterIn das Recht auf eine Beratung 

durch eine Insoweit erfahrene Fachkraft hat. Diese unterstützt zunächst anonym bei der 

Einschätzung der Gefährdungslage. 
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Verfahrensablauf nach §8a in Vereinbarung mit der Aufsichtsbehörde: 

ISEF 
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Fall 2: (Sexualisierte) Gewalt/ Übergriff durch eine/einen kirchliche/kirchlichen 

MitarbeiterIn 

Findet innerhalb unseres Kindergartens ein (sexueller) Übergriff oder (sexualisierte) Gewalt 

statt oder besteht ein Verdacht, ist jede/jeder MitarbeiterIn genauso wie die Leitung der 

Einrichtung verpflichtet, dies zu melden. (Siehe hierzu auch: Amtsblatt der Erzdiözese 

München und Freising, 2020, Nr. 1 S. 11-27 und S. 29 & auf arbeo: Meldepflicht kirchlicher 

Mitarbeitender) Hierzu schloss die Aufsichtsbehörde mit dem Träger eine „Vereinbarung 

zum Kinderschutz“, die genau regelt, wie bei der Meldepflicht nach §47 SGB VIII zu 

verfahren ist. In jedem Fall muss immer unverzüglich eine/einer der „unabhängigen 

Ansprechpersonen der Erzdiözese München und Freising für die Prüfung von 

Verdachtsfällen des sexuellen Missbrauchs Minderjähriger durch Kleriker, Ordens-

angehörige oder andere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im kirchlichen Dienst“ kontaktiert 

werden.  

 

Dies sind die Kontaktdaten dieser unabhängigen Ansprechpartner: 

Diplompsychologin Kirstin Dawin 
St.-Emmeram-Weg 39 
85774 Unterföhring 
Telefon: 089 / 20 04 17 63 
E-Mail: KDawin@missbrauchsbeauftragte-muc.de 
 
Dr. jur. Martin Miebach 
Pacellistraße 4 
80333 München 
Telefon: 0174 / 300 26 47 
Fax: 089 / 95 45 37 13-1 
E-Mail: MMiebach@missbrauchsbeauftragte-muc.de 
 
Dipl. Sozialpädagogin Ulrike Leiming 
Telefon: 08841 / 676 99 19 
Mobil: 0160 / 857 41 06 
E-Mail: MMiebach@missbrauchsbeauftragte-muc.de 
 
  

mailto:KDawin@missbrauchsbeauftragte-muc.de
mailto:MMiebach@missbrauchsbeauftragte-muc.de
mailto:MMiebach@missbrauchsbeauftragte-muc.de
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Fall 3: (Sexuelle) Übergriffe unter Kindern 
 
Im Alltag kann es zu (sexuellen) Übergriffen unter Kindern kommen. Dies ist zum Beispiel 
der Fall, wenn Kinder gegen den eigenen Willen zum Mitmachen überredet oder gezwungen 
werden, wenn einem Kind weh getan wird, oder wenn ältere Kinder beteiligt sind. Dies 
erfordert einen professionellen pädagogischen Umgang mit den betroffenen Kindern, Eltern 
und im Team. 
 
Orientiert am Leitfaden: „Kinderschutz im Kita-Alltag: Pädagogischer Umgang mit sexuellen 
Übergriffen unter Kindern“ der Erzdiözese München und Freising gehen wir bei einem Fall 
der Übergriffigkeit unter Kindern folgendermaßen vor: 

1. Gespräch mit dem betroffenen Kind 
2. Gespräch mit dem übergriffigen Kind 
3. Ggf. Weitere pädagogische Maßnahmen 
4. Kommunikation mit den Eltern 
5. Präventionsangebote in der Kindergruppe 

 
  

Information an das Jugendamt 
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Fall 4: Pädagogisches Fehlverhalten 
 
Es kann auch zu pädagogischem Fehlverhalten kommen. Auch hier muss zwischen 
Grenzverletzungen, Übergriffen und Gewalt unterschieden werden. 

- Bei einem Vorfall von pädagogischen Fehlverhalten, der das Wohl eines oder 
mehrerer Kinder beeinträchtigt hat/haben könnte, werden zum Schutz der Kinder 
Sofortmaßnahmen ergriffen und der Träger/ die Trägervertretung darüber informiert. 

- Der Träger/ die Trägervertretung prüft im Austausch mit der Leitung, ob es sich um 
einen meldepflichtigen Vorfall nach § 47 SGB VIII handelt. Sollte dies der Fall sein, 
erfolgt unmittelbar eine Meldung an die zuständige kommunale Aufsichtsbehörde (für 
Kindertageseinrichtungen). 

- Es erfolgt zudem eine Meldung an das Erzbischöfliche Ordinariat zur Abklärung 
arbeitsrechtlicher Schritte und pädagogischer Maßnahmen. 

- Die Eltern des betroffenen Kindes werden ebenfalls zeitnah (nach Möglichkeit am 
gleichen Tag) über den Vorfall informiert. 
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2.3 Verträge und Vereinbarungen mit Kooperationspartnern 
 
Kooperationspartner, mit denen unsere Einrichtung zur Erfüllung ihres pädagogischen 
Auftrags zusammenarbeitet, werden verpflichtet, die Eignung ihrer Mitarbeitenden und die 
Einhaltung der gesetzlichen Vorgaben sicherzustellen. Diese Verpflichtung wird in 
Verträgen bzw. Vereinbarungen mit den Kooperationspartnern verankert. 
Kooperationspartner dürfen Mitarbeitende für Tätigkeiten, in denen sie regelmäßigen 
beruflichen Kontakt zu Kindern haben bzw. aufnehmen können, nur einsetzen, wenn die 
Mitarbeitenden die Voraussetzungen des §72a SGB VIII bzw. §75 SGB XII erfüllen. Der 
Kooperationspartner wird verpflichtet, sich von seinen Mitarbeitenden zu Beginn ihrer 
Tätigkeit und in regelmäßigen Abständen (alle 5 Jahre) ein erweitertes Führungszeugnis 
vorlegen zu lassen. 
 
 
2.3.1 Benennung insoweit erfahrenen Fachkräfte nach §8a SGB VIII (IseF) 
 
Zur Einschätzung des Gefährdungsrisikos wird eine insoweit erfahrene Fachkraft (ISEF) 
hinzugezogen. Diese insoweit erfahrene Fachkraft wird vom Jugendamt benannt. Die 
Handlungsleitlinien zur Umsetzung des Schutzauftrags gemäß 8a SGB VIII, 
Handlungsschritte und Dokumentation bei Verdacht liegen unserer Einrichtung vor und 
werden vom Kindergartenteam umgesetzt. 
 
 
2.3.2 Soziale Netzwerke zum Thema Prävention 
 
Als Beratungsstellen stehen uns in der Einrichtung zur Verfügung: 

- Lis – Landshuter Interventionsstelle bei häuslicher und sexualisierter Gewalt 
- Mehrgenerationenhaus der AWO 
- Deutscher Kinderschutzbund 
- KoKi - Netzwerk frühe Kindheit 

 
 
2.4 Präventions-Beauftragte/-r und Unterstützungs-Fachkräfte 
 
Als Stiftungseinrichtung des Erzbischöflichen Ordinariats München und Freising steht uns 
die Koordinationsstelle zur Prävention von sexuellem Missbrauch mit ihren 
Präventionsbeauftragten mit Informationen und Beratungsgesprächen zur Seite. Die 
aktuellen Kontakte finden wir unter www.erzbistum-muenchen.de/Im-Blick/Missbauch-und-
Praevention. Nachfolgend sind die Kontakte der Zuständigen Mitarbeiter der Erzdiözese 
München und Freising mit Stand 22.02.2022 aufgeführt. 
 
 
2.4.1 Anlauf- und Beratungsstelle für Betroffene sexuellen Missbrauchs in der Erzdiözese 
München und Freising 
 
Mit der Veröffentlichung des neuen externen Gutachtens zu sexuellem Missbrauch in der 
Erzdiözese München und Freising, das von der Rechtsanwaltskanzlei Westpfahl Spilker 
Wastl (WSW) am Donnerstag, 20. Januar 2022, vorgestellt wurde, hat eine neue Anlauf- 
und Beratungsstelle für Betroffene von sexuellem Missbrauch der Erzdiözese ihre Arbeit 
aufgenommen. 
Diese Nummer lautet: 089/2137-77000 

http://www.erzbistum-muenchen.de/Im-Blick/Missbauch-und-Praevention
http://www.erzbistum-muenchen.de/Im-Blick/Missbauch-und-Praevention
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2.4.2 Unabhängige Ansprechpartner 
 
Durch die Erzdiözese München und Freising wurden zwei unabhängige Ansprechpersonen 
für die Prüfung von Verdachtsfällen von sexuellen Übergriffen, Grenzverletzungen und 
Missbrauch bestellt. Deren Aufgabe ist es Verdachtsfälle zu klären und die Betroffenen zu 
beraten. Sie stellen zudem den Kontakt zu den Seelsorgern und Seelsorgerinnen der 
Erzdiözese München und Freising für die Betroffenen her. 
 
Diese unabhängigen Ansprechpartner sind: 
 
Diplompsychologin Kirstin Dawin 
St.-Emmeram-Weg 39 
85774 Unterföhring 
Telefon: 089 / 20 04 17 63 
E-Mail: KDawin@missbrauchsbeauftragte-muc.de 
 
Dr. jur. Martin Miebach 
Pacellistraße 4 
80333 München 
Telefon: 0174 / 300 26 47 
Fax: 089 / 95 45 37 13-1 
E-Mail: MMiebach@missbrauchsbeauftragte-muc.de 
 
 
2.4.3 Die Stabstelle zur Prävention von sexuellem Missbrauch  
 
Das Team der Stabsstelle zur Prävention von sexuellem Missbrauch in der Erzdiözese 
München und Freising entwickelt und unterstützt die Aktivitäten zur Prävention sexualisierter 
Gewalt und Grenzüberschreitungen an Minderjährigen und schutz- oder hilfsbedürftigen 
Erwachsenen. 
 
Lisa Dolatschko-Ajjur Christine Stermoljan 
Stabsstellenleiterin Stabsstellenleiterin 
Pädagogin M.A. Diplom-Sozialpädagogin 
 Kinder- und Jugendlichen-Psychotherapeutin 
Tel.: 0160 – 96346560 Tel.: 0170 - 2245602 
E-Mail: LDolatschkoAjjur@eomuc.de E-Mail: CStermoljan@eomuc.de 
 
Miriam Strobl 
Präventionsbeauftragte 
Sozialpädagogin (BA) 
Systemische Coachin 
Master of arts Personalentwicklung 
Tel.: 0151-42643337 
E-Mail: MStrobl@eomuc.de 
 
Sekretariat und Einsichtnahme in die erweiterten Führungszeugnisse von Ehrenamtlichen 
 
Orhideja Bilic Eva-Maria Mähner 
Tel.: 089 2137 – 1892 Tel.: 089 2137 - 2060 
E-Mail: OBilic@eomuc.de E-Mail: EMaehner@eomuc.de 

mailto:KDawin@missbrauchsbeauftragte-muc.de
mailto:MMiebach@missbrauchsbeauftragte-muc.de
mailto:LDolatschkoAjjur@eomuc.de
mailto:CStermoljan@eomuc.de
mailto:MStrobl@eomuc.de
mailto:OBilic@eomuc.de
mailto:EMaehner@eomuc.de
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Postanschrift der Stelle zur Prävention von sexuellem Missbrauch: 
Erzbischöfliches Ordinariat München 
Stabsstelle GV.3 – Stelle zur Prävention von sexuellem Missbrauch 
Postfach 330360 
80063 München 
 
Besucheranschrift der Stelle zur Prävention von sexuellem Missbrauch: 
Erzbischöfliches Ordinariat München 
Stabsstelle GV.3 – Stelle zur Prävention von sexuellem Missbrauch 
Schrammerstr. 3 
80333 München 
 
 
2.5 Meldungen nach §47SGBVIII 
 
Der Träger einer erlaubnispflichtigen Kindertageseinrichtungen ist nach §47 SGB VIII dazu 
verpflichtet der zuständigen Behörde, in unserem Fall die Aufsichtsbehörde des 
Landratsamt Landshut, zu melden. Dies geschieht anhand des nachfolgenden Leitfadens 
zur Meldung besonderen Vorkommnisse in Einrichtungen: 
 
 
2.5.1 Leitfaden zur Meldung besonderer Vorkommnisse in Einrichtungen 
Dieser Leitfaden soll eine Orientierung darüber geben, welche Vorfälle als meldepflichtig 
einzustufen sind und welche Verfahrensweisen im Umgang mit meldepflichtigen 
Vorkommnissen berücksichtigt werden müssen. 
 
Gemäß § 47 Abs. 1 Satz 2 SGB VIII und wie in der Betriebserlaubnis als Auflage 
gekennzeichnet, hat bei besonderen Vorkommnissen umgehend eine Meldung an die 
Aufsichtsbehörde zu erfolgen. 
 
Besondere Vorkommnisse sind Ereignisse und Entwicklungen bei 
- betreuten Kindern 
- Mitarbeiterinnen/Mitarbeitern der Kindertageseinrichtung 
- Einrichtungen 
die geeignet sind, das Kindeswohl zu beeinträchtigen. 
 
Darunter lassen sich u.a. folgende Vorkommnisse subsumieren: 
 
1. Massives Fehlverhalten und Straftaten von betreuten Kindern, soweit diese in ihrer 

Schwere und/oder Häufigkeit das Entwicklungstypische überschreiten und/oder andere 
Beteiligte dabei in erheblichem Maße zu Schaden kommen (können). 

2. Katastrophen und katastrophenähnliche Ereignisse 
Alle über Schadensfälle des täglichen Lebens hinausgehende Ereignisse, die in einem 
ungewöhnlichen Ausmaß Schäden an Leben oder Gesundheit von Menschen oder an 
Sachwerten verursachen oder zur Folge haben (können). 

3. Durch Personen verursachte Schädigungen an Leib oder Leben der zu betreuenden 
Kinder im Kontext der Einrichtung. Besondere Vorfälle dieser Art sind u.a. Ereignisse, 
die ursächlich oder begünstigend durch 
a) Mitarbeiterinnen/Mitarbeiter der Kindertageseinrichtung 
b) Kinder oder 
c) andere Personen 
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den Schutz, die Gesundheit oder das Leben der betreuten Kinder beeinträchtigen. 
Grundsätzlich zählen alle Arten von Übergriffen durch Erwachsene oder Kindern 
untereinander zu den besonderen Vorkommnissen. Hierunter sind insbesondere die 
körperlichen, die seelischen und die sexuellen Übergriffe zu verstehen. 
 
Beispiele: 

- Unfälle mit schwerwiegenden Verletzungen, Vergiftungen oder Verbrennungen 
- Unfall mit Todesfolge eines betreuten Kindes 
- Misshandlung, sexuelle Nötigung und Missbrauch der Kinder (auch bei Verdacht) 
- Sexuelle Grenzverletzungen/Übergriffe von Kindern  
- Seelische Misshandlungen jeglicher Form 
- Gravierende selbstgefährdende Handlungen 
- Tötung, Tötungsversuch, Selbsttötung 
- Körperverletzungen 
- Entführung oder Entführungsversuch 

 
4. Durch betreute Kinder verursachte Schädigungen an Leib und Leben von 

Mitarbeiterinnen/Mitarbeitern einer Kindertageseinrichtung (z.B. körperliche 
Auseinandersetzungen und Gewalt gegenüber Fachkräften). 

5. Der Tod eines Kindes. 
6. Massive Beschwerden von Sorgeberechtigten, Familienangehörigen und/oder betreuten 

Kindern, Mitarbeiterinnen/Mitarbeitern (ggf. auch bei anderen Institutionen wie 
beispielsweise bei der Polizei oder anderen Stellen). 

7. Ungewöhnliche Häufung bestimmter Ereignisse oder Vorfälle (z.B. gehäuft auftretende 
Krankheiten), die Hinweise für einen nicht ausreichenden Schutz von Kindern in einer 
Einrichtung darstellen können. 

8. Kurzfristige Schließung einer Kindertageseinrichtung, z.B. durch das Gesundheitsamt, 
das Bauamt oder aufgrund von Insolvenz. 

9. Der Ausfall mehrerer Betreuungspersonen, wodurch der Betrieb als solches gefährdet 
ist. 

10. Straftaten bzw. Strafverfolgung von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern. Meldepflichtig 
sind Straftaten oder der Verdacht auf Straftaten von in der Kita tätigen Personen sowie 
bekannt gewordener Ermittlungsverfahren, wenn sie im Zusammenhang mit ihrer 
Tätigkeit stehen oder Hinweise auf eine fehlende persönliche Eignung geben. 

 
Ergänzend sind der Aufsichtsbehörde auch Ereignisse zu melden, die an anderer Stelle 
einer Meldepflicht unterliegen und den Schutz von Kindern in Kindertageseinrichtungen 
berühren (z.B. Gesundheitsamt bei meldepflichtigen Infektionskrankheiten). 
 
2.5.2 Verfahrensweise 
1. Erstmeldung (unverzüglich schriftlich per Fax oder E-Mail unter Berücksichtigung der 

datenschutzrechtlichen Vorgaben, in besonders schweren Fällen auch per Telefon) 
 
- Was ist vorgefallen? 
- Wann? 
- Wo? 
- Wer war beteiligt? 
- Welche Sofortmaßnahmen wurden eingeleitet? 
- Wer wurde informiert? 
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Sollten diese ersten Angaben noch nicht vollständig vorliegen, empfiehlt es sich, den Vorfall 
als solchen zu melden mit dem Hinweis, dass weitere Angaben nachgereicht werden. 
 
Neben der Kindertagesstättenaufsicht sind immer zu verständigen: 
 

- Die Personensorgeberechtigten 
- Bei der Gewährung von Hilfe zur Erziehung nach SGB VIII: das fallzuständige 

Jugendamt 
- Bei der Gewährung von Eingliederungshilfe nach dem SGB XII: die fallzuständige 

Sozialbehörde 
 

2. Stellungnahme (zeitnah, ausführlich und schriftlich) 
 

- Vorgeschichte 
- Personal (Namen und berufliche Qualifikation) 

o laut Dienstplan 
o tatsächlich anwesend 
o am Vorfall beteiligt 

- Weitere am Vorfall beteiligte und/oder Beobachter 
- Maßnahmen, die das Personal und ggf. auch der Träger sofort ergriffen hat 
- Informationen an den Träger, an die Sorgeberechtigten und an andere evtl 

zuständige Stellen 
- Erforderliche ärztliche Untersuchungen bzw. Behandlungen 
- Pädagogische und gegebenenfalls therapeutische Bearbeitung des Vorfalls (intern 

und extern beteiligte Institutionen) 
- Breits eingeleitete und/oder vorgesehene Maßnahmen, insbesondere des 

Opferschutzes 
- Andere mit der Bearbeitung befasste Behörden 

 
3. Weitere geplante Verfahrensschritte (schriftlich) 
 

- Maßnahmen, die der Träger unmittelbar nach Kenntnisnahme des Vorfalls ergriffen 
hat und noch ergreifen wird 

- Konzeptionelle und/oder strukturelle Änderungen 
- Notwendigkeit einer strafrechtlichen Prüfung bzw. Anzeige 
- Arbeits- und dienstrechtliche Maßnahmen 
- Gegebenenfalls Formulierung eines Beratungsbedarfs 
- Weitere wesentliche Informationen 

 
4. Weitere für die Kindertagesstättenaufsicht relevante Informationen 
 
Wenn es sich bei der Aufarbeitung des besonderen Vorkommnisses um einen längeren 
Prozess handelt, ist der Aufsichtsbehörde der Abschluss des Aufarbeitungsprozesses sowie 
dessen wesentliche Ergebnisse und Erkenntnisse schriftlich mitzuteilen, sofern diese oder 
Teile der Aspekte nicht schon in der o.g. ausführlichen Stellungnahme genannt wurden. 
  



Schutzkonzept des katholischen Kindergarten St. Irmengard  

27 
 

 

 
2.6 Maßnahmen zu §13(2) AVBayKiBiG 
 
Jährliche Umsetzung der Präventionsmaßnahmen „Unser Kindergarten – ein sicherer Ort“ 
 
Ein wichtiger Bestandteil im Jahresablauf ist die Sensibilisierung und Aufklärung des 
Kindes über seine Rechte, die Wahrnehmung und den Umgang mit den eigenen Gefühlen 
und die Wege der Beschwerde bei verbalen und körperlichen Übergriffen.  
Im Rahmen eines Projektes werden diese Inhalte jährlich im Kindergarten St. Irmengard 
umgesetzt. 
 

2.6.1 Die Rechte des Kindes 
 
Ein wichtiger Aspekt der Arbeit im Kindergarten St. Irmengard ist die Achtung und 
Vermittlung der nach der UN-Kinderrechtskonvention beschlossenen Rechte der Kinder. 
Diese werden den Kindern im Rahmen des jährlich umgesetzten Projekts „Unser 
Kindergarten – ein sicherer Ort“ vermittelt und lauten wie folgt: 
 

1. Das Recht auf Gleichheit 
Kein Kind darf benachteiligt werden. 

2. Das Recht auf Gesundheit 
Kinder haben das Recht gesund zu leben, Geborgenheit zu finden und keine Not zu 
leiden. 

3. Das Recht auf Bildung und Ausbildung 
Kinder haben das Recht zu lernen und eine Ausbildung zu machen, die ihren 
Bedürfnissen und Fähigkeiten entspricht. 

4. Das Recht auf elterliche Fürsorge 
Kinder haben ein Recht auf die Liebe und Fürsorge beider Eltern und auf ein 
sicheres Zuhause 

5. Das Recht auf Privatsphäre und persönliche Ehre 
Kinder haben das Recht, dass ihr Privatleben und ihre Würde geachtet werden. 

6. Das Recht auf Meinungsäußerung, Information und Gehör 
Kinder haben das Recht bei allen Fragen, die betreffen, mitzubestimmen und zu 
sagen, was sie denken. Sie haben das Recht sich alle Informationen zu beschaffen, 
die sie brauchen, und ihre eigene Meinung zu verbreiten. 

7. Das Recht auf Schutz im Krieg und auf der Flucht 
Kinder haben das Recht, im Krieg und auf der Flucht besonders geschützt zu 
werden 

8. Das Recht auf Schutz vor Ausbeutung und Gewalt 
Kinder haben das Recht auf Schutz vor Gewalt, Missbrauch und Ausbeutung. 

9. Das Recht auf Freizeit, Spiel und Erholung 
Kinder haben das Recht zu spielen, sich zu erholen und künstlerisch tätig zu sein. 

10. Das Recht auf Betreuung bei Behinderung 
Behinderte Kinder haben das Recht auf besondere Fürsorge und Förderung, damit 
sie aktiv am Leben teilnehmen können. 

 
Quelle: „Zusammenfassung der wichtigsten Artikel des Übereinkommens über die Rechte 
des Kindes der Vereinten Nationen vom 20. November 1989.“ der Landeshauptstadt 
München mit dem Beschluss der Vollversammlung des Stadtrates vom 24. Juli 2001. 
  



Schutzkonzept des katholischen Kindergarten St. Irmengard  

28 
 

 

3 Maßnahmen in der Einrichtung 
3.1 Kultur der Achtsamkeit 
 
Eine sichere Umgebung in der Einrichtung für Kinder und Personal kann im Alltag nur 
gewährleistet werden, wenn wir feinfühlig mit wachen Sinnen agieren und handeln. Eine 
entscheidende Voraussetzung hierfür ist, dass wir uns selbst gegenüber Achtsam sind und 
das Miteinander in der Einrichtung auf Achtsamkeit ausgerichtet ist. Unsere 
Zusammenarbeit im Team beruht auf Offenheit, kritischer Transparenz und dem Willen, das 
Wohl der Kinder in den Vordergrund unseres pädagogischen Handelns zu stellen. Die 
Partizipation der Kinder und des pädagogischen Personals ist dabei die Voraussetzung für 
die Entwicklung unseres pädagogischen Handelns. 
 
Der achtsame Umgang im Alltag spiegelt sich vor allem wieder: 

- Wir achten auf einen respektvollen und wertschätzenden Ton in Sprache und 
Wortwahl. 

- In unserem Kindergarten ist die Selbstbestimmung des Kindes die wichtigste 
Richtschnur bei Körperkontakt und Zärtlichkeiten. Das Bedürfnis nach Körperkontakt 
geht stehts vom Kind aus 

- Den Genitalbereich der Kinder berühren wir ausschließlich zu pflegerischen 
Verrichtungen. Das Kind darf selbst entscheiden, vom wem es gewickelt werden 
möchte. Die Wickelsituation wird sprachlich begleitet und für das Kind unverfänglich 
und angenehm gestaltet. 

- Wir küssen Kinder nicht auf den Mund und lassen uns nicht küssen. 
- Wir zwingen kein Kind zum Essen oder Trinken, bieten dies nur an. 
- Kinder können ihnen unangenehme Situationen jederzeit verlassen. Wir schränken 

ihre Bewegungsfreiheit nicht ein. 
- Wir sprechen Kinder mit ihrem Namen und nicht mit Kosenamen an. 
- Wir achten auf Privatsphäre beim Toilettengang 
- Der Toilettengang wird nur auf Bitte der Kinder oder bei benötigter Unterstützung 

begleitet. 
- Wir beachten kollegial und gegenseitig das Einhalten von Regeln. 
- Eins-zu-Eins-Settings bedürfen einer konzeptionellen Begründung. Ihre Begleitung 

durch Mitarbeitende und/oder Personensorgeberechtigte ist jederzeit möglich. 
 
3.2 Verhaltenskodex 
 
Die Erarbeitung des Verhaltenskodex der Einrichtung ist noch nicht abgeschlossen. Der 
nachfolgende Entwurf wurde vom „Leitfaden zur Sicherung des Schutzauftrags in 
Kindertageseinrichtungen – Schwerpunkt: Prävention Kita-interner Gefährdungen“ des 
Bayerischen Staatsministeriums für Familien, Arbeit und Soziales übernommen. Die 
abschließende Anpassung erfolgt nach der endgültigen Erarbeitung im Team. 
 
3.2.1 Das Prinzip der offenen Tür oder Sechs-Augen-Prinzip 
 
Das Prinzip der offenen Tür (zum Beispiel bei pflegerischen Maßnahmen) oder das Sechs-
Augen-Prinzip ist, soweit möglich und praktikabel, anzuwenden. Beim Wickeln, Schlafen 
legen, Hilfe beim Toilettengang etc. wird der Wunsch des Kindes nach einer bestimmten 
Pflegeperson nach Möglichkeit berücksichtigt. Es gilt die Regel, dass mit Kindern 
ausschließlich auf die Kindertoilette gegangen wird. Kinder werden nicht in die 
abschließbare Erwachsenentoilette mitgenommen. 
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3.2.2 Keine Privatgeschenke an Kinder 
 
Auch bei besonderen Erfolgen von einzelnen Kindern werden durch Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern keine Vergünstigungen gewährt oder Geschenke gemacht, die nicht mit dem 
Team oder der Leitung abgesprochen sind. Geschenke werden prinzipiell nicht im Namen 
von Einzelnen, sondern nur im Namen des Teams geschenkt. Die Bevorzugung einzelner 
Kinder durch persönliche Geschenke stellt eine von vielen Täterstrategien dar. Diese 
Regelung erschwert es eventuellen Täterinnen und Tätern, Kinder in ein persönliches 
Abhängigkeitsverhältnis zu bringen, um eine Aufdeckung zu verhindern. 
 
3.2.3 Private Kontakte zu Kindern klar regeln 
 
Private Kontakte zwischen Mitarbeiterinnen oder Mitarbeitern und den Kindern der 
Einrichtung können sexuelle Übergriffe erleichtern. Es muss deshalb eine klare Regelung 
geben, dass private Kontakte von Personal, aber auch Praktikantinnen oder Praktikanten 
zu Mädchen, Jungen und deren Familien immer transparent gemacht werden. Ebenso sollte 
klar sein, dass im Rahmen des Dienstverhältnisses Unternehmungen und Kontakte mit 
einzelnen Kindern oder der Kindergartengruppe außerhalb der Räume des Kindergartens 
immer besprochen und genehmigt werden müssen. 
 
3.2.4 Klare Regeln im Umgang mit Geheimnissen 
 
Täterinnen und Täter setzen Mädchen und Jungen im Zusammenhang mit sexuellen 
Grenzverletzungen häufig unter Geheimhaltungsdruck. Deshalb sollte im Team gemeinsam 
definiert werden, in welchem Rahmen Geheimnisse mit Kindern erlaubt sind. Mit Kindern 
wird an der Unterscheidung von schönen und unangenehmen Geheimnissen gearbeitet. Im 
Sinne einer guten Intervention und Unterstützung eines betroffenen Kindes ist es wichtig, 
dass Fachkräfte sich niemals vorab auf das Versprechen einlassen sollten, etwas von einem 
Kind Anvertrautes nicht weiter zu erzählen. 
 
3.2.5 Klare Regeln für die Wickelsituation 
 
Es ist wichtig für Kinder, dass sich die Wickelsituation angenehm gestaltet und sprachlich 
begleitet wird. Zu klären ist dabei, was in Ordnung ist und wie die Grenzen formuliert sind 
(zum Beispiel: Kinder werden nicht auf den Bauch oder den Intimbereich geküsst). Kinder 
werden an Penis, Scheide und Po sauber gemacht, dies soll auch so dem Kind gegenüber 
formuliert werden, damit es eine Sprache für die Genitalien erlernt, die alle verstehen. 
 
3.2.6 Gestaltung der Schlafsituation 
 
In der Mittagsruhe beziehungsweise bei der Schlafaufsicht gelten klare Regeln. Es muss 
klar reflektiert werden, wie viel Nähe und Zuwendung notwendig sind, damit Mädchen und 
Jungen im Kindergarten Sicherheit und Ruhe finden. Mitarbeiterinnen beziehungsweise 
Mitarbeiter liegen nicht bei den Kindern auf der Matratze. Auf Ferienfahrten oder 
Übernachtungsfesten gilt, dass jedes Kind und jede Betreuungsperson ihren eigenen 
Schlafplatz hat. Dazu gehört neben eigener Decke und Kissen auch eine eigene Matratze. 
Betreuungspersonen dürfen nicht auf den Matratzen der Kinder liegen und Umgekehrt. 
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3.2.7 Keine „Sonderprojekte“ einzelner Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
 
Auch exklusive Angebote könnten von Teammitgliedern zu sexuellen Grenzverletzungen 
genutzt werden. Können sie hier über einen längeren Zeitraum ungestört agieren, so 
könnten sie die Kinder nach und nach an ungewöhnliche Gepflogenheiten gewöhnen – wie 
zum Beispiel nackt turnen. Bei der Gestaltung des Alltags muss darauf geachtet werden, 
dass einzelne Aufgaben wie Turnen, Schlafen oder Mittagessen immer wieder von Anderen 
gestaltet werden. So können Mädchen und Jungen turnusmäßig verschiedene 
Handlungsmöglichkeiten und Rituale kennenlernen. 
 
3.2.8 Transparenz im Handeln – Rücksprache mit Leitung oder Team 
 
Wird von einer Schutzvereinbarung aus wohlüberlegten Gründen abgewichen, ist dies im 
Team und mit der Leitung abzusprechen. Es muss für alle Beteiligten klar sein, bei welchen 
Schutzvereinbarungen eventuelle Abweichungen im Team besprochen werden müssen, 
und bei welchen mit der Leitung. 
 
 
3.3 Verantwortung der Einrichtungsleitung 
 
Die Umsetzung der Präventionsmaßnahmen liegt im Verantwortungsbereich der Leitung. 
 
3.4 Personalauswahl und Bewerbungsverfahren  
3.4.1 Personalauswahl und Bewerbungsverfahren  
 
Die Einschätzung der persönlichen Eignung eines Bewerbers ist Aufgabe des Trägers in 
Absprache mit der Leitung. Daher sind bei der Personalauswahl und im 
Bewerbungsverfahren insbesondere folgende Punkte zu beachten: 
 
- Die Themen Grenzüberschreitung, Misshandlung und sexueller Missbrauch werden in 

Bewerbungsgesprächen in geeigneter Weise und dem Arbeitsfeld, den Anforderungen 
der Einrichtung und dem Aufgabenbereich des Bewerbers entsprechend angesprochen. 

- Die Bewerber werden über die Vorgaben der Einrichtung, die Erwartungen an die 
Mitarbeitenden und ihre Pflichten informiert. Die einrichtungsspezifischen 
Anforderungen an die Bewerber werden ihrem Arbeitsfeld entsprechend auf der Basis 
der Einrichtungskonzeption dargestellt. 

- Die Haltung der Bewerber zu Misshandlung und sexuellem Missbrauch und ihre 
Bereitschaft, sich mit dieser Thematik auseinanderzusetzen, werden im 
Bewerbungsgespräch überprüft 

- Prüfung der persönlichen Eignung im Erweiterten Führungszeugnis 
 
3.4.2 Einarbeitung neuer Mitarbeiter(innen) 
 
Zur Einarbeitung neuer Mitarbeiter hat der Kindergarten St. Irmengard einen 

Einarbeitungsplan erstellt. (Siehe Anhang 4) 

Mit Hilfe des Einarbeitungsplanes soll es neuen Kollegen/innen erleichtert werden sich in 
der Einrichtung zurecht zu finden, sich mit dem Schutzkonzept zur Prävention und der 
Regelung für das Vorgehen bei Verdachtsfällen, sowie mit pädagogischen Grundsätzen 
vertraut zu machen und sich über alltägliche Abläufe informieren zu können, um möglichst 
schnell handlungskompetent zu werden. 
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Die Leitung gewährleistet, dass sich neue Mitarbeitende mit den Präventions- und 
Schutzmaßnahmen der Einrichtung und entsprechender Vorgaben (z. B. „Hausordnung“, 
„Kleiderordnung“) auseinandersetzen. 
 
3.4.3 Verantwortung beim Einsatz von ehrenamtlich Tätigen (Erweitertes Führungszeugnis, 
etc.) 
 
Die Prüfung der persönlichen Eignung eines ehrenamtlich Tätigen ist die Aufgabe des 
Trägers in Zusammenarbeit mit der Einrichtungsleitung. 
 
Ehrenamtlich tätige haben ein erweitertes Führungszeugnis vorzulegen, sowie eine 
Selbstauskunft und eine Selbstverpflichtungserklärung auszufüllen und abzugeben. 
Außerdem findet die Broschüre „Miteinander achtsam leben – Prävention von sexualisierter 
Gewalt an Kindern, Jugendlichen und Erwachsenen Schutzbefohlenen – Handreichung für 
Ehrenamtliche“ der Erzdiözese München und Freising Anwendung. 
 
3.4.4 Verantwortung beim Einsatz von Praktikant(innen) (Erweitertes Führungszeugnis, etc) 
 
Auch Praktikant/innen haben ein erweitertes Führungszeugnis vorzulegen, sowie eine 
Selbstauskunft und eine Selbstverpflichtungserklärung auszufüllen und abzugeben. Das 
Schutzkonzept und der Verhaltenskodex werden mit den Praktikantinnen und Praktikanten 
thematisiert und besprochen. (Siehe Anlage 10) 
 
3.4.5 Sicherstellung der Arbeitsstrukturen in der Einrichtung 
 
Die Leitung stellt sicher, dass Aufgaben, Zuständigkeiten und Verantwortlichkeiten, 
Grundsätze und Haltungen, Regelungen, Verpflichtungen und Verfahrensabläufe 
transparent und allen bekannt sind. 
 
Die Leitung sichert die zeitliche, räumliche und inhaltliche Ausgestaltung der 
Arbeitsstrukturen, um die Auseinandersetzung mit dem Thema Prävention zu ermöglichen 
(z.B. in Dienstbesprechungen, in Fachteams, Klausurtagungen oder durch Schulungen). 
 
Eine nachvollziehbare Dokumentation von unklaren, kritischen und möglicherweise 
problematischen Situationen und Geschehnissen ist von großer Bedeutung und dient der 
Transparenz der Arbeit und auch der Absicherung und dem Schutz der Mitarbeitenden. Die 
Leitung ist verantwortlich für die Vollständigkeit der Dokumentationsunterlagen. 
 
Die Rahmenordnung zur Prävention und zur Regelung für das Vorgehen bei Verdachtsfällen 
wird in den Zielvereinbarungsgesprächen auf Einrichtungsebene verankert. 
 
 
3.5 Kommunikation mit Kooperationspartnern(innen) und externen Dienstleistern(innen) 
 
Es ist Aufgabe der Einrichtungsleitung, Kooperationspartner und externe Dienstleister (z. B. 
Busunternehmen, Putzfirmen, Handwerksbetriebe), deren Mitarbeitende in Kontakt zu 
Betreuten kommen, über die Präventions- und Schutzmaßnahmen der Einrichtung zu 
informieren. 
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3.6 Präventive Angebote für Kinder 
 
Jährliche Umsetzung der Präventionsmaßnahmen „Unser Kindergarten – ein sicherer Ort“ 
 
Ein wichtiger Bestandteil im Jahresablauf ist die Sensibilisierung und Aufklärung des 
Kindes über seine Rechte, die Wahrnehmung und den Umgang mit den eigenen Gefühlen 
und die Wege der Beschwerde bei verbalen und körperlichen Übergriffen.  
Im Rahmen eines Projektes werden diese Inhalte jährlich unter Beteiligung der Kinder im 
Kindergarten St. Irmengard umgesetzt. 
 
 
3.7 Elternarbeit zum Thema Prävention  
 
Der Elternbeirat wird zum jährlich wiederkehrenden Projektthema „Unser Kindergarten – ein 
sicherer Ort“, welches das Thema Prävention beinhaltet, informiert und gehört. Die 
Elternbeiräte informieren ihrerseits die Eltern. Der Projektverlauf wird vom Kindergarten 
dokumentiert und steht allen Eltern zur Einsicht zur Verfügung. 
 
 
3.8 Beteiligung von Kindern  
 
Partizipation, Gleichheit, Autonomie und Solidarität sind demokratische Werte, die von allen 
MitarbeiterInnen unserer Einrichtung getragen werden. Das Recht des Kindes auf 
Mitsprache bedeutet, dass es am Bildungs- und Einrichtungsgeschehen mitwirken kann. Es 
hat somit das Recht bei allen Entscheidungen die das Kind betreffen gehört zu werden und 
gemäß seines Entwicklungsstandes altersentsprechend eingebunden zu werden. Das Kind 
darf unter anderem über folgende Dinge mitentscheiden: Gruppen- und Hausregeln, 
Spielpartner, Spielmaterial, Spielbereiche, Arbeitsmaterial, Pädagogische Angebote und 
Abläufe und Brotzeit.  
Hierdurch entwickelt das Kind ein Verständnis dafür, Aufgaben und Entscheidungen 
gemeinsam lösen und Mehrheitsentscheide aushalten zu können. 
Die Beteiligung des Kindes spielt auch für die sprachliche Entwicklung eine wichtige Rolle. 
 
Das Team des Kindergarten St. Irmengard fördert die Selbstwirksamkeit des Kindes durch 
eine aktive Partizipation. 
Partizipation im Sinne von Mitwirkung, Mitgestaltung und Mitbestimmung gründet sich auf 
Partnerschaft und Dialog.  
Das Kind lernt in der Kindertageseinrichtung sich an Entscheidungen zu beteiligen, die sein 
Leben in der Einrichtung betreffen, Bereitschaft zur entwicklungsangemessenen 
Übernahme von Verantwortung sowie zur aktiven Mitgestaltung des 
Einrichtungsgeschehens zu zeigen. 
Dies bewirkt eine enorme Förderung der Ich-Stärke und eine positive 
Persönlichkeitsentwicklung des Kindes. 
Partizipation ist ein Schlüssel zu Bildung und Demokratie. 
 
 
3.9 Beschwerdewege in der Einrichtung  
 
Leitfaden für den Prozess Beschwerdeverfahren für Kinder in Kindertagesstätten  
Gemäß § 45 SGB VIII ist die Partizipations- und Beschwerdemöglichkeit des Kindes 
Bedingung für die Erteilung der Betriebserlaubnis und strukturell verankert.  
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Das Kind hat das Recht nicht nur bei der Gestaltung der Arbeit innerhalb der Kita beteiligt 
zu sein, sondern auch sich über das Verhalten der pädagogischen Fachkräfte ihnen 
gegenüber zu beschweren.  
Bei der Umsetzung dieses Rechtes geht es darum Kinder vor körperlicher, sexueller, 
psychischer oder verbaler Gewalt im Kindergarten St. Irmengard zu schützen und 
Übergriffe zu verhindern.  
 
3.9.1 Umsetzung der Beschwerde für das Kind: 
In einer großen Kinderkonferenz mit allen Kindern der Einrichtung wird das 
Beschwerderecht und das Beschwerdeverfahren eingeführt. 
Die Weiterführung findet in den einzelnen Gruppen, in Gesprächen, Geschichten, und 
Berichten statt. 
Ein fester Bestandteil des täglichen Abschlusskreises ist „jetzt red i“. Dabei handelt es sich 
um eine reflektierende Gesprächsrunde bei der Kinder sowie Erwachsene ihre 
Anregungen, Anliegen und Beschwerden äußern. und besprechen können 
Dies geschieht altersentsprechend. Ist eine Beschwerde gruppenübergreifend wird sie in 
Zusammenarbeit mit den anderen Gruppen geklärt. 
 
In der Kinderkonferenz werden folgende Schlüsselfragengestellt: 
• Worum geht es? 
• Was war der Anlass? 
• Wer muss es wissen? 
• Warum beschwere ich mich? 
• Bleibt das Thema in der Gruppe, oder betrifft es das ganze Haus? 
• Werden die Eltern darüber informiert? 
 
Dem Kind werden Lösungsmöglichkeiten aufgezeigt  
Es gibt eine Sprechzeit bei der Kindergartenleitung. Hier können besondere Themen noch 
einmal besprochen werden 
 
 
 
3.9.2 Umsetzung der Beschwerde für die Eltern: 
Der Weg der Beschwerde: 
Beschwerdeführende wenden sich mit ihren Anliegen persönlich, telefonisch oder 
schriftlich an eine Mitarbeitende/einen Mitarbeitdenden 
- die Beschwerde kann in „Eigenregie“ von der/dem Mitarbeitenden bearbeitet werden. Im 
Gespräch zwischen Beschwerdeführender/Beschwerdeführendem und Mitarbeitenden 
kann eine akzeptable Lösung gefunden werden. Die/ der Mitarbeitende informiert die 
Leitung. 
 
- Die Beschwerde kann nicht in „Eigenregie“ von der/dem Mitarbeitenden bearbeitet 
werden. Die Beschwerde wird entgegengenommen und die/der Beschwerdeführende 
darüber in Kenntnis gesetzt, dass zeitnah mit der Bearbeitung der Beschwerde gerechnet 
werden darf. Die Leitung wird informiert, die über die weitere Vorgehensweise entscheidet. 
 
an die Elternvertreter/-innen 
- Die Elternvertreterin/der Elternvertreter sucht das Gespräch mit der Leitung und trägt die 
Beschwerde vor. 
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-- Die Leitung entscheidet über die weitere Vorgehensweise (Gespräch mit den 
Beschwerdeführend, Gespräch mit den Mitarbeitenden Information des Trägers) 
 
an den Träger 
Der Träger nimmt die Beschwerde entgegen. Der Träger und die Leitung stimmen sich 
über die weitere Vorgehensweise miteinander ab. 
 
 
Beschwerdeeingang 
Entscheidung: handelt es sich um eine Beschwerde?  Ja – nein 
Aufnahme in Formular 
Um welche Beschwerdetypen handelt es? Personen, Verhalten, Verfahren, Leistung 
Sofort zu lösen  ja – nein 
Selbst bearbeiten oder Übermittlung an zuständige Stelle 
 
Beschwerdebearbeitung 
Der/dem Beschwerdeführenden Rückmeldung mit Bearbeitungsfrist geben  
Dokumentation der Bearbeitung auf Formular 
Lösung erarbeiten 
Bei Bedarf Weiterleitung an andere bearbeitende Stelle 
 
Abschluss 
Information an die/den Beschwerdeführenden 
Dokumentation der Bearbeitung unterzeichnen 
Ablage der Dokumentation Ggf. Kopie für eigene Akten 
 
 
Nachfolgend finden Sie unser Formular zur Beschwerdebearbeitung: 
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3.10 Qualitätssicherung 
Die Bearbeitung der Themen Prävention und Vorgehen in Verdachtsfällen sowie deren 
Verankerung in den Konzepten der Einrichtungen und Dienste erfolgt in einem 
kontinuierlichen Prozess. Sie sind Bestandteil des Qualitätsmanagements. 
Für die qualitative Weiterentwicklung der Einrichtung ist die Leitung zuständig. Dies 
geschieht zweimal jährlich in Absprache mit dem Träger. 
Die Einrichtung prüft und überarbeitet ihr Konzept regelmäßig.  
Die Prävention in der Einrichtung wird unterstützt durch Schulungsangebote und Coachings. 
 
3.10.1 Beobachtungen 
Professionelles Beobachten und Analysieren gehört zu den wichtigsten Aufgaben des 

gesamten pädagogischen Personals. Daraus leiten sich weitere Vorgehensweisen zur 

Förderung der Entwicklungs- und Lern- und Bildungsprozesse des Kindes ab. Durch das 

weiterführen der Beobachtungsbögen werden Entwicklungen sichtbar und bilden die 

Grundlage zur detaillierten Information der Eltern über die Entwicklung des Kindes und der 

Reflexion des eigenen pädagogischen Handelns. 

Beobachtet wird in strukturierter Form. In Ausnahmefällen wird das Verhalten eines Kindes 
in einer bestimmten Situation frei beschrieben. Außerdem werden Ergebnisse kindlicher 
Aktivitäten gesammelt. 
 
Beobachtet werden alle Kinder in regelmäßigen Abständen. Die Dokumentation erfolgt unter 

gleichem System für die gesamte Einrichtung und anhand von standardisierten Screening- 

(Grobraster) und Diagnosebögen (Feinraster) für Kinder.  

 

Alle Kinder  

  drei Mal im Jahr 

  Strukturkreuzmethode 

  Methode der Ressourcensonne 

Überprüfung des Entwicklungsstands  

  Sozialentwicklung 

  Sprachentwicklung 

 

Alle Kinder die in die Schule kommen  

drei Mal im Jahr  

Anhand verschiedener, umfassender Bögen  

zur Motorik, Sprache, intellektueller Fähigkeit, Wahrnehmung,  

Sozial- und Arbeitsverhalten  

 

Alle auffälligen Kinder 

  im Diagnoseverfahren sofort bei Auffälligkeiten 

 

Alle Kinder mit erhöhtem Förderbedarf 

  Mindestens drei Mal im Jahr und nach Bedarf 

  Freie Beobachtungen und Dokumentationen 

  Strukturkreuzmethode 

  Methode der Ressourcensonne 

  Ausführlicher Entwicklungsplan 
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  Dokumentation der Entwicklungsplanung 

Zum Überblick über den Stand der Großgruppe als auch der Kleingruppe wird drei Mal 

jährlich zur Überprüfung des Gruppenprozesses ein Soziogramm angefertigt. 

Außerdem werden in den Kindergartengruppen mindestens einmal im Jahr 
Kinderbefragungen durchgeführt. 
 
3.10.2 Intervision 
 
In der Intervision schaut sich das Team gegenseitig über die Schultern und berät sich 
untereinander über die pädagogischen Vorgehensweisen. Sich gegenseitig zu unterstützen 
und zu beraten, wenn etwas nicht gut läuft, ist jedermanns Recht. Es geht nicht darum 
jemanden bloß zu stellen, es geht darum sich gegenseitig zu helfen und ist ein Mittel der 
Qualitätssicherung. 
 
Wichtig: Es ist keine Majestätsbeleidigung, wenn ich meine Kollegen hinterfrage! 

1. Es geht um den Schutz des Kindes! 
2. Es geht um den Schutz des Personals und der Einrichtung! 

 
Sobald eine Auffälligkeit besteht, werden die Kollegen um eine Intervision gebeten. Da es 
sinnvoll ist die Intervision als wiederkehrende Einheit in der pädagogischen Arbeit zu 
etablieren findet diese bei uns 14-tägig im Wechsel mit der Dienstbesprechung statt. 
 
Grundregeln der Intervision: 

1. Die Leitung MUSS informiert werden. 
2. Der Moderator darf nicht von der Situation betroffen sein. Es ist die Aufgabe des 

Moderators darauf zu achten, dass der korrekte Ablauf eingehalten wird. Der 
Moderator beteiligt sich nicht selbst am Geschehen. 

3. Ein Fall sollte nicht länger als 30 Minuten dauern. 
4. Von jeder Intervision wird ein Ergebnisprotokoll geschrieben. (Vorlage siehe Anlage 

6) Es ist zu vereinbaren, wer dieses Schreibt. Im Ergebnisprotokoll stehen folgende 
Fragen beantwortet: 

a. Was ist der Fall? 
b. Was wurde beschlossen? 
c. Wie geht es weiter? 

5. Der Fortschritt vergangener Intervisionen wird regelmäßig nachbesprochen und 
eventuell angepasst. 

 
Zwei gängige Methoden der Intervision 

1. Die „Schnell-Methode“: 4-6 Leute diskutieren im Gesprächskreis über den Fall 
2. Die „Fishbowl-Methode“: ab 6 Personen. In der Mitte stehen zwei Stühle. Auf jedem 

Stuhl sitzt ein Teilnehmer. Nur die Personen auf den Stühlen besprechen den Fall. 
Alle anderen hören zu. Möchten sie selbst etwas sagen, müssen sie einen 
Teilnehmer aus der Mitte „abklatschen“. 

 
Genogramm & Gruppensoziogramm 
Ein Genogramm ist eine vereinfachte, visuelle Darstellung der Familiensituation einer 
Person. Es ist nützlich zur Symptomforschung, warum ein Kind ein bestimmtes Verhalten 
aufzeigt. Die Eltern müssen die Angelegenheiten innerhalb des privaten Umfeldes des 
Kindes lösen, unsere Aufgabe ist es Probleme und deren Ursachen den Eltern gegenüber 
anzusprechen und ihnen diese verständlich darzustellen. Das Gruppensoziogramm zeigt 
die Verhältnisse der Kinder untereinander innerhalb der Einrichtung auf. 
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Ablauf einer Intervision 
Vorbereitung: Genogramm und Gruppensoziogramm zum besseren Verständnis des Falls. 

1. Darlegung des Falls. 
2. Klärung: Was ist unser Ziel? 
3. Frage: Welche Informationen benötigt ihr noch? 
4. Diskussion des Falls. 

Mögliche Punkte: Wie erlebt Ihr meine Rolle in dieser Situation? Wie soll ich mein 
pädagogisches Handeln anpassen? Was kann ich/können wir tun? Wer ist das 
Problem? 

5. Was sollen wir machen? 
6. Womit fangen wir an? 

Wenn klar ist, dass dies über das pädagogische Handeln hinaus geht 
-> Wie geht’s weiter? Wer ist zu informieren? 

 
Bei der nächsten Intervision werden die Ergebnisprotokolle der letzten Intervision 
nachbesprochen. Wie ist es weiter gegangen? Wie ist der Stand? 
 
3.10.3 Eltern- und Kinderbefragungen 
 
Elternbefragung 
Zur Sicherung der Qualität unserer Arbeit findet jedes Jahr eine Elternumfrage statt, in der 
die Eltern uns Ihr Feedback zu unserer Handhabung der Kinderbetreuung, sowie den 
Rahmenbedingungen der Einrichtung geben können. 
 

Kinderbefragung 
Für das Kind findet eine jährliche Kinderumfrage statt. In der Umfrage werden pädagogische 
Angebote und Aktionen, unsere Außenbereiche, die Spielecken und Ausstattung in den 
Gruppen, sowie Wünsche und Anregungen des Kindes abgefragt. Die Kinderbefragung wird 
von einem Teammitglied einer benachbarten Gruppe durchgeführt, um eine Befangenheit 
des Kindes zu vermeiden. 
 
Dreimal jährlich hat jedes Kind zudem die Möglichkeit das Mittagessen zu bewerten. Hierzu 
kann jedes Kind mit Hilfe von Smiley-Aufklebern das Mittagessen bewerten. Diese 
Bewertung wird nach Abschluss für die Eltern ausgewertet und ausgehängt. 
 
3.10.4 Weiterentwicklung der Einrichtung 
 
Regelmäßige Reflexion der Pädagogischen Arbeit 

Hausinterne Fortbildungen und Supervisionen zur Weiterentwicklung der Einrichtung:  

drei Mal über das Jahr verteilt  

Externe Fortbildungen zur Weiterentwicklung des Personals: 

Pro Teammitglied fünf Tage jährlich. Rückbindung des Inhaltes der Fortbildung in die 

Einrichtung 

14-tägige Intervisionsteams  
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3.11 Institutionelle Risikoanalyse 
 
Eine Risikoanalyse ermöglicht die Überprüfung institutioneller Strukturen und 
Arbeitsabläufe. Im Mittelpunkt steht das Erkennen möglicher Risiken und Schwachstellen, 
die Übergriffe und sexualisierte Gewalt innerhalb der Einrichtung ermöglichen oder gar 
begünstigen. Die Risikoanalyse ist somit das wichtigste Instrument, um sich über die 
Gefahrenquellen und möglichen Gelegenheitsstrukturen für potenzielle TäterInnen in der 
Kindertageseinrichtung bewusst zu werden und diese zu minimieren. 
 
Das Team hat die Risikoanalyse anhand folgender Punkte erarbeitet:  
 

- Auswahl und Weiterbildung der Mitarbeitenden 
- Gefährdung durch Gelegenheiten 
- Räumliche Situationen 
- Strukturen im pädagogischen Alltag und Entscheidungsstrukturen 

 
Bei der Auswahl des Personals ist auf die Eignung der Mitarbeiter zu achten. Die 
kontinuierliche Fort- und Weiterbildung der Mitarbeiter wird sichergestellt. Der 
Verhaltenskodex wir anhand unserer Selbstverpflichtungserklärung im Team innerhalb der 
nächsten Supervision ausgearbeitet und implementiert.  
Die Kritikfähigkeit der MitarbeiterInnen werden durch regelmäßige Intervisionen erweitert. 
Die räumlichen Situationen werden durch einen bald anstehenden Neubau behoben. 
Wir achten auf das Vier-Augen-Prinzip. Dem Personal ist in Situationen mit besonderen 
Abhängigkeitsverhältnissen, seine Machtstellung bewusst. Es handelt entsprechend den 
bestehenden Verhaltensregeln und überprüft sein Verhalten in den regelmäßigen 
Intervisionen. Kinder sind in keinem der Räume unbeaufsichtigt. Jede Gruppe ist zuständig 
und hat die Aufsicht für ihren Nebenraum, sowie den Gang und die Toilette. 
In der Bring- und Abholzeit sind Nebenräume geschlossen. Die Eltern bringen und holen ihr 
Kind an der Gruppentür. Im Außengelände des Kindergartens verteilt sich das 
pädagogische Personal so, dass unsichere Ecken und die wenigen Kontaktflächen am Zaun 
jederzeit kontrolliert sind. Externe Personen wie Handwerker und Hausmeister betreten den 
Kindergarten voranig vor oder nach der Betriebszeit der Kinder. Sollte dies nicht möglich 
sein, werden Externe während ihrer Tätigkeit von einem Teammitglied begleitet. Unser 
Personalschlüssel ist so gestaltet, dass ausreichend Personal zur Absicherung verfügbar 
sind.  
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4 Maßnahmen in Fällen der Kindeswohlgefährdung nach §72a SGB VIII 
4.1 Handlungsschritte bei Verdacht. 
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4.2 Krisenstab 
 
Dem Krisenstab gehören an der Träger der Einrichtung, die Leitung/stellv. Leitung, die 
externen Missbrauchsbeauftragten des EOM sowie das Jugendamt Landshut.  
 
 
4.3 Aufarbeitung des Geschehens 
 
Im Falle eines sowohl bestätigten als auch nicht bestätigten Verdachts 
(Kindeswohlgefährdung/Missbrauch) wir eine nachhaltige Aufarbeitung mit entsprechender 
Fachlicher Unterstützung sichergestellt. 
In allen Fällen, in denen es um das Kindeswohl geht, wird die Inanspruchnahme von 
Supervision gewährleistet. 
Kommt ein von sexuellem Missbrauch betroffenes Kind in die Einrichtung (zurück), wird die 
Präventionsbeauftragte des Erzbischöflichen Ordinariats München und Freising von uns 
Kontaktiert. 
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5 Maßnahmen in Fällen der Kindeswohlgefährdung nach §8aSGBVIII:  
5.1 Gewichtige Anhaltspunkte  
Auslöser der Wahrnehmung des Schutzauftrag nach §8a SGB VIII sind „gewichtige 

Anhaltspunkte“ für die Gefährdung des Wohls des Kindes. 

Gewichtige Anhaltspunkte für eine Kindeswohlgefährdung sind Hinweise oder 

Informationen über Handlungen gegen Kinder oder Lebensumstände, die das leibliche, 

geistige oder seelische Wohl des Kindes gefährden. Unabhängig davon ob sie durch eine 

missbräuchliche Ausübung der Elterlichen Sorge, durch Vernachlässigung des Kindes, 

durch unverschuldetes Versorgen der Eltern oder durch das Verhalten eines Dritten 

bestehen. (vgl. hierzu auch §1666 BGB) 

 

Als Kindeswohlgefährdende Erscheinungsformen lassen sich grundsätzlich unterscheiden: 

- körperliche oder seelische Vernachlässigung, 

- seelische Misshandlung, 

- körperliche Misshandlung und 

- sexuelle Gewalt.  

 

Anhaltspunkte zur besseren Erkennung von Gefährdungssituationen sind im Wesentlichen 

- im Erleben und Handeln des jungen Menschen sowie in 

- der Wohnsituation, 

- der Familiensituation, 

- dem elterlichen Erziehungsverhalten, 

- der Entwicklungsförderung, 

- traumatisierenden Lebensereignissen sowie 

- im sozialen Umfeld. 

 

Um gewichtige Anhaltspunkte feststellen können verwenden wir in der Einrichtung die KiWo-

Skala, welche Sie nachfolgend finden. 
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Gemäß Art. 9a BayKiBiG haben die Träger der öffentlichen Jugendhilfe für den Prozess der 

Gefährdungseinschätzung nach § 8a SGB VIII Grundsätze und Maßstäbe für die Bewertung 

der Qualität sowie geeignete Maßnahmen zu Ihrer Gewährleistung weiterzuentwickeln, 

anzuwenden und regelmäßig zu überprüfen. Hierzu gibt es in unserer Einrichtung eine 

Handreichung zur Regelung bei Verdacht aus Grenzüberschreitung, Misshandlung oder 

sexuellem Missbrauch des Caritasverbandes der Erzdiözese München und Freising. Darin 

wird jeder Mitarbeiter dazu verpflichtet die eigene Wahrnehmung anhand einer Checkliste 

zu überprüfen und Verdachtsmomente an die Einrichtungsleitung weiterzugeben, sowie 

diese an den Träger, der die anhand der Handreichung geeigneten Maßnahmen ergreift. 

Die Inhalte unseres Dokumentationsverfahrens sehen wie folgt aus: 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Dokumentations- 

verfahren 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Bewertungsbogen 

Fachkräfte 

Team 

Hilfssystem 
Jugendamt 

ISEF Team 

Jugendamt 

Plan 
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5.2 Ablauf der Handlungsschritte und Dokumentation 

 
 
 
Unsere Handlungsschritte zur Umsetzung des Schutzauftrages §8a werden im 
nachfolgenden Erst- bzw. Folgeverfahren dokumentiert. 
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5.3 Benennung der Ansprechpartner(innen) (insoweit erfahrenen Fachkräfte) 
 
Zur Einschätzung des Gefährdungsrisikos wird eine insoweit erfahrene Fachkraft (ISEF) 
hinzugezogen. Diese insoweit erfahrene Fachkraft wird vom Jugendamt benannt. Die 
Handlungsleitlinien zur Umsetzung des Schutzauftrags gemäß 8a SGB VIII, 
Handlungsschritte und Dokumentation bei Verdacht liegen unserer Einrichtung vor und 
werden vom Kindergartenteam umgesetzt. 
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6 Maßnahmen zum Artikel 9b BayKiBiG  
6.1 Aufforderung altersentsprechende Früherkennungsuntersuchung  
 
Bei der Anmeldung zum Besuch des Kindergartens haben die Eltern eine Bestätigung der 
Teilnahme des Kindes an der letzten fälligen altersentsprechenden 
Früherkennungsuntersuchung vorzulegen. Die Nichtvorlage einer Bestätigung ist für die 
Förderung nach diesem Gesetz unschädlich. Der Träger ist verpflichtet, schriftlich 
festzuhalten, ob vonseiten der Eltern ein derartiger Nachweis vorgelegt wurde. 
 
7 Maßnahmen zu §34 IfSG(10a) 
 
Bei der Erstaufnahme in eine Kindertageseinrichtung haben die Personensorgeberechtigen 
gegenüber dieser einen schriftlichen Nachweis darüber zu erbringen, dass zeitnah vor der 
Aufnahme eine ärztliche Beratung in Bezug auf einen vollständigen, altersgemäßen, nach 
den Empfehlungen der Ständigen Impfkommission ausreichenden Impfschutz des Kindes 
erfolgt ist. Wenn der Nachweis nicht erbracht wird, benachrichtigt die Leitung der 
Kindertageseinrichtung das Gesundheitsamt Landshut, und übermittelt dem 
Gesundheitsamt personenbezogene Angaben. Das Gesundheitsamt kann die 
Personensorgeberechtigten zu einer Beratung laden. Weitergehende landesrechtliche 
Regelungen bleiben unberührt. 
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8 Anlagen 
8.1 Anlage 1 Selbstauskunft und Verpflichtungserklärung 
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8.2 Anlage 2 Meldung nach §47 SGB VIII 
 
Leitfaden zur Meldung besonderer Vorkommnisse in Einrichtungen 
Dieser Leitfaden soll eine Orientierung darüber geben, welche Vorfälle als meldepflichtig 
einzustufen sind und welche Verfahrensweisen im Umgang mit meldepflichtigen 
Vorkommnissen berücksichtigt werden müssen. 
 
Gemäß § 47 Abs. 1 Satz 2 SGB VIII und wie in der Betriebserlaubnis als Auflage 
gekennzeichnet, hat bei besonderen Vorkommnissen umgehend eine Meldung an die 
Aufsichtsbehörde zu erfolgen. 
 
Besondere Vorkommnisse sind Ereignisse und Entwicklungen bei 
- betreuten Kindern 
- Mitarbeiterinnen/Mitarbeitern der Kindertageseinrichtung 
- Einrichtungen 
 
die geeignet sind, das Kindeswohl zu beeinträchtigen. 
 
Darunter lassen sich u.a. folgende Vorkommnisse subsumieren: 
 
1. Massives Fehlverhalten und Straftaten von betreuten Kindern, soweit diese in ihrer 

Schwere und/oder Häufigkeit das Entwicklungstypische überschreiten und/oder 
andere Beteiligte dabei in erheblichem Maße zu Schaden kommen (können). 

2. Katastrophen und katastrophenähnliche Ereignisse 
Alle über Schadensfälle des täglichen Lebens hinausgehende Ereignisse, die in einem 
ungewöhnlichen Ausmaß Schäden an Leben oder Gesundheit von Menschen oder an 
Sachwerten verursachen oder zur Folge haben (können). 

3. Durch Personen verursachte Schädigungen an Leib oder Leben der zu betreuenden 
Kinder im Kontext der Einrichtung. Besondere Vorfälle dieser Art sind u.a. Ereignisse, 
die ursächlich oder begünstigend durch 

 
a) Mitarbeiterinnen/Mitarbeiter der Kindertageseinrichtung 
b) Kinder oder 
c) andere Personen 

 
den Schutz, die Gesundheit oder das Leben der betreuten Kinder beeinträchtigen. 
Grundsätzlich zählen alle Arten von Übergriffen durch Erwachsene oder Kindern 
untereinander zu den besonderen Vorkommnissen. Hierunter sind insbesondere die 
körperlichen, die seelischen und die sexuellen Übergriffe zu verstehen. 

 
Beispiele: 
- Unfälle mit schwerwiegenden Verletzungen, Vergiftungen oder Verbrennungen 
- Unfall mit Todesfolge eines betreuten Kindes 
- Misshandlung, sexuelle Nötigung und Missbrauch der Kinder (auch bei Verdacht) 
- Sexuelle Grenzverletzungen/Übergriffe von Kindern  
- Seelische Misshandlungen jeglicher Form 
- Gravierende selbstgefährdende Handlungen 
- Tötung, Tötungsversuch, Selbsttötung 
- Körperverletzungen 
- Entführung oder Entführungsversuch 
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4. Durch betreute Kinder verursachte Schädigungen an Leib und Leben von 
Mitarbeiterinnen/Mitarbeitern einer Kindertageseinrichtung (z.B. körperliche 
Auseinandersetzungen und Gewalt gegenüber Fachkräften). 

5. Der Tod eines Kindes. 
6. Massive Beschwerden von Sorgeberechtigten, Familienangehörigen und/oder 

betreuten Kindern, Mitarbeiterinnen/Mitarbeitern (ggf. auch bei anderen Institutionen 
wie beispielsweise bei der Polizei oder anderen Stellen). 

7. Ungewöhnliche Häufung bestimmter Ereignisse oder Vorfälle (z.B. gehäuft auftretende 
Krankheiten), die Hinweise für einen nicht ausreichenden Schutz von Kindern in einer 
Einrichtung darstellen können. 

8. Kurzfristige Schließung einer Kindertageseinrichtung, z.B. durch das Gesundheitsamt, 
das Bauamt oder aufgrund von Insolvenz. 

9. Der Ausfall mehrerer Betreuungspersonen, wodurch der Betrieb als solches gefährdet 
ist. 

10. Straftaten bzw. Strafverfolgung von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern. Meldepflichtig 
sind Straftaten oder der Verdacht auf Straftaten von in der Kita tätigen Personen sowie 
bekannt gewordener Ermittlungsverfahren, wenn sie im Zusammenhang mit ihrer 
Tätigkeit stehen oder Hinweise auf eine fehlende persönliche Eignung geben. 

 
Ergänzend sind der Aufsichtsbehörde auch Ereignisse zu melden, die an anderer Stelle 
einer Meldepflicht unterliegen und den Schutz von Kindern in Kindertageseinrichtungen 
berühren (z.B. Gesundheitsamt bei meldepflichtigen Infektionskrankheiten). 
 
Verfahrensweise 
1. Erstmeldung (unverzüglich schriftlich per Fax oder E-Mail unter Berücksichtigung 
der datenschutzrechtlichen Vorgaben, in besonders schweren Fällen auch per Telefon) 
 
- Was ist vorgefallen? 
- Wann? 
- Wo? 
- Wer war beteiligt? 
- Welche Sofortmaßnahmen wurden eingeleitet? 
- Wer wurde informiert? 
 
Sollten diese ersten Angaben noch nicht vollständig vorliegen, empfiehlt es sich, den 
Vorfall als solchen zu melden mit dem Hinweis, dass weitere Angaben nachgereicht 
werden. 
 
Neben der Kindertagesstättenaufsicht sind immer zu verständigen: 
 
- Die Personensorgeberechtigten 
- Bei der Gewährung von Hilfe zur Erziehung nach SGB VIII: das fallzuständige 

Jugendamt 
- Bei der Gewährung von Eingliederungshilfe nach dem SGB XII: die fallzuständige 

Sozialbehörde 
 
2. Stellungnahme (zeitnah, ausführlich und schriftlich) 
 
- Vorgeschichte 
- Personal (Namen und berufliche Qualifikation) 

o laut Dienstplan 
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o tatsächlich anwesend 
o am Vorfall beteiligt 

- Weitere am Vorfall beteiligte und/oder Beobachter 
- Maßnahmen, die das Personal und ggf. auch der Träger sofort ergriffen hat 
- Informationen an den Träger, an die Sorgeberechtigten und an andere evtl zuständige 

Stellen 
- Erforderliche ärztliche Untersuchungen bzw. Behandlungen 
- Pädagogische und gegebenenfalls therapeutische Bearbeitung des Vorfalls (intern und 

extern beteiligte Institutionen) 
- Breits eingeleitete und/oder vorgesehene Maßnahmen, insbesondere des 

Opferschutzes 
- Andere mit der Bearbeitung befasste Behörden 
 
3. Weitere geplante Verfahrensschritte (schriftlich) 
 
- Maßnahmen, die der Träger unmittelbar nach Kenntnisnahme des Vorfalls ergriffen hat 

und noch ergreifen wird 
- Konzeptionelle und/oder strukturelle Änderungen 
- Notwendigkeit einer strafrechtlichen Prüfung bzw. Anzeige 
- Arbeits- und dienstrechtliche Maßnahmen 
- Gegebenenfalls Formulierung eines Beratungsbedarfs 
- Weitere wesentliche Informationen 
 
4. Weitere für die Kindertagesstättenaufsicht relevante Informationen 
 
Wenn es sich bei der Aufarbeitung des besonderen Vorkommnisses um einen längeren 
Prozess handelt, ist der Aufsichtsbehörde der Abschluss des Aufarbeitungsprozesses 
sowie dessen wesentliche Ergebnisse und Erkenntnisse schriftlich mitzuteilen, sofern 
diese oder Teile der Aspekte nicht schon in der o.g. ausführlichen Stellungnahme genannt 
wurden. 
 
Regierung von Niederbayern 
Stand September 2020 
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8.3 Anlage 3 Verhaltenskodex 
Die Erarbeitung des Verhaltenskodex der Einrichtung ist noch nicht abgeschlossen. Der 

nachfolgende Entwurf wurde vom „Leitfaden zur Sicherung des Schutzauftrags in 

Kindertageseinrichtungen – Schwerpunkt: Prävention Kita-interner Gefährdungen“ des 

Bayerischen Staatsministeriums für Familien, Arbeit und Soziales übernommen. Die 

abschließende Anpassung erfolgt nach der endgültigen Erarbeitung im Team. 

 

1 Das Prinzip der offenen Tür oder Sechs-Augen-Prinzip 

Das Prinzip der offenen Tür (zum Beispiel bei pflegerischen Maßnahmen) oder das Sechs-

Augen-Prinzip ist, soweit möglich und praktikabel, anzuwenden. Beim Wickeln, Schlafen 

legen, Hilfe beim Toilettengang etc. wird der Wunsch des Kindes nach einer bestimmten 

Pflegeperson nach Möglichkeit berücksichtigt. Es gilt die Regel, dass mit Kindern 

ausschließlich auf die Kindertoilette gegangen wird. Kinder werden nicht in die 

abschließbare Erwachsenentoilette mitgenommen. 

 

2 Keine Privatgeschenke an Kinder 

Auch bei besonderen Erfolgen von einzelnen Kindern werden durch Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeitern keine Vergünstigungen gewährt oder Geschenke gemacht, die nicht mit dem 

Team oder der Leitung abgesprochen sind. Geschenke werden prinzipiell nicht im Namen 

von Einzelnen, sondern nur im Namen des Teams geschenkt. Die Bevorzugung einzelner 

Kinder durch persönliche Geschenke stellt eine von vielen Täterstrategien dar. Diese 

Regelung erschwert es eventuellen Täterinnen und Tätern, Kinder in ein persönliches 

Abhängigkeitsverhältnis zu bringen, um eine Aufdeckung zu verhindern. 

 

3 Private Kontakte zu Kindern klar regeln 

Private Kontakte zwischen Mitarbeiterinnen oder Mitarbeitern und den Kindern der 

Einrichtung können sexuelle Übergriffe erleichtern. Es muss deshalb eine klare Regelung 

geben, dass private Kontakte von Personal, aber auch Praktikantinnen oder Praktikanten 

zu Mädchen, Jungen und deren Familien immer transparent gemacht werden. Ebenso 

sollte klar sein, dass im Rahmen des Dienstverhältnisses Unternehmungen und Kontakte 

mit einzelnen Kindern oder der Kindergartengruppe außerhalb der Räume des 

Kindergartens immer besprochen und genehmigt werden müssen. 

 

4 Klare Regeln im Umgang mit Geheimnissen 

Täterinnen und Täter setzen Mädchen und Jungen im Zusammenhang mit sexuellen 

Grenzverletzungen häufig unter Geheimhaltungsdruck. Deshalb sollte im Team 

gemeinsam definiert werden, in welchem Rahmen Geheimnisse mit Kindern erlaubt sind. 

Mit Kindern wird an der Unterscheidung von schönen und unangenehmen Geheimnissen 

gearbeitet. Im Sinne einer guten Intervention und Unterstützung eines betroffenen Kindes 

ist es wichtig, dass Fachkräfte sich niemals vorab auf das Versprechen einlassen sollten, 

etwas von einem Kind Anvertrautes nicht weiter zu erzählen. 
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5 Klare Regeln für die Wickelsituation 

Es ist wichtig für Kinder, dass sich die Wickelsituation angenehm gestaltet und sprachlich 

begleitet wird. Zu klären ist dabei, was in Ordnung ist und wie die Grenzen formuliert sind 

(zum Beispiel: Kinder werden nicht auf den Bauch oder den Intimbereich geküsst). Kinder 

werden an Penis, Scheide und Po sauber gemacht, dies soll auch so dem Kind gegenüber 

formuliert werden, damit es eine Sprache für die Genitalien erlernt, die alle verstehen. 

 

6 Gestaltung der Schlafsituation 

In der Mittagsruhe beziehungsweise bei der Schlafaufsicht gelten klare Regeln. Es muss 

klar reflektiert werden, wie viel Nähe und Zuwendung notwendig sind, damit Mädchen und 

Jungen im Kindergarten Sicherheit und Ruhe finden. Mitarbeiterinnen beziehungsweise 

Mitarbeiter liegen nicht bei den Kindern auf der Matratze. Auf Ferienfahrten oder 

Übernachtungsfesten gilt, dass jedes Kind und jede Betreuungsperson ihren eigenen 

Schlafplatz hat. Dazu gehört neben eigener Decke und Kissen auch eine eigene Matratze. 

Betreuungspersonen dürfen nicht auf den Matratzen der Kinder liegen und Umgekehrt. 

 

7 Keine „Sonderprojekte“ einzelner Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

Auch exklusive Angebote könnten von Teammitgliedern zu sexuellen Grenzverletzungen 

genutzt werden. Können sie hier über einen längeren Zeitraum ungestört agieren, so 

könnten sie die Kinder nach und nach an ungewöhnliche Gepflogenheiten gewöhnen – 

wie zum Beispiel nackt turnen. Bei der Gestaltung des Alltags muss darauf geachtet 

werden, dass einzelne Aufgaben wie Turnen, Schlafen oder Hausaufgabenbetreuung 

immer wieder von Anderen gestaltet werden. So können Mädchen und Jungen 

turnusmäßig verschiedene Handlungsmöglichkeiten und Rituale kennenlernen. 

 

8 Transparenz im Handeln – Rücksprache mit Leitung oder Team 

Wird von einer Schutzvereinbarung aus wohlüberlegten Gründen abgewichen, ist dies im 

Team und mit der Leitung abzusprechen. Es muss für alle Beteiligten klar sein, bei 

welchen Schutzvereinbarungen eventuelle Abweichungen im Team besprochen werden 

müssen, und bei welchen mit der Leitung. 

 

Buch aE, der ___________________ 

 

 

____________________________  _______________________________ 

Unterschrift Leitung     Unterschrift Mitarbeiter 
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8.4 Anlage 4 Einarbeitungsplan 
 
Name:_________________________________________ 

Funktion:_______________________________________ 

Eintritt:_________________________________________ 

Ende der Einarbeitungszeit :________________________ 
 
 
1. Zwischen dem Vorstellungsgespräch und dem ersten Arbeitstag: 

Was? Wer? Erledigt am: 

Checkliste Unterlagen Pfarrsekretärin  

Vertrag  

Einstellungsuntersuchung  

Absprache und Festlegung Dienstplan Leitung/ 
Stellvertretende 
Leitung 

 

Dienstordnung  

Schweigepflicht  

Meldung von Besonderheiten  

Meine offenen Fragen: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 
 
2. Am ersten Tag 

Was? Wer? Erledigt am: 

Begrüßung und Vorstellung der neuen 
Kollegin im Team. 

Leitung/ 
stellvertretende 
Leitung 

 

Begehung des gesamten Hauses  

Schlüsselübergabe  

Kurzes Gespräch am Ende des 
Arbeitstages und Vereinbarung eines 
weiteren Gesprächstermins nach ca. 2 
Wochen 

 

Aushang/Steckbrief Neue/r 
Kollege/in 

 

Vorstellung in der Gruppe und bei den 
Eltern 
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3. Ein erstes Einarbeitungsgespräch 
Innerhalb der ersten beiden Arbeitswochen sollen folgende Informationen weiter gegeben 
werden: 

Was? Wer? Erledigt am: 

Die Einrichtung betreffend:   

Dienstplangestaltung Leitung/ 
stellvertretende 
Leitung 

 

Verfügungszeit und Dienstbesprechung  

Fortbildung  

Konzept  

Kinderschutzkonzept  

Hygieneplan Sicherheits-
beauftragte(r) 

 

Unfallverhütungsvorschriften  

1-Hilfe-Material  

Verfügungszeit/Mehrarbeit/Urlaub Gruppenleitung/ 
unmittelbare/r 
Kollege/in 

 

Entschuldigungsmodalität im 
Krankheitsfall/Abwesenheit 

 

Aufgaben im Frühdienst  

Aufgaben um die Mittagszeit  

Aufgaben im Spätdienst  

Ablauf Mittagessen  

Küche/Hauswirtschaftliche Aufgaben  

Ablauf Schlafen  

Korrekte Meldung am Telefon und 
abhören des Anrufbeantworters 

 

Handy in der Einrichtung – eigenes 
Handy und Arbeitshandys 

 

Koop Schule  

Sprache, Vorkurs, Logopädin  

Teilöffnung, Außenbereiche und die 
dazugehörigen Zuständigkeiten 

 

Ferienkindergarten  

Abholsituation  

Aktuelle Telefonliste  

Die Gruppe betreffend:   

Tagesablauf Gruppenleitung/ 
unmittelbare/r 
Kollege/in 

 

Wochenplan  

Ablauf im Projekt/Waldwochen  

Regeln/Rituale in der Gruppe  

Geburtstagsfeier  

Allergieliste, Telefon- und Adressliste  

Aufgaben in der Gruppe  

Eingewöhnung  

Material und Bestellung  

Dokumentationsformen (BOB)  

Fach für Unterlagen  
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Der neue Kollege/die neue Kollegin sollte für eine gelingende Einarbeitung folgende 
wichtige Bestandteile aus dem Anhang lesen: 
 

Was? Gelesen am: 

Leitbild  

Bild des Kindes  

Haltung/Verhalten  

Gesetzliche Grundlage  

Schutzkonzept / §8a  

Religiöse Erziehung  

Pädagogischer Ansatz  

 
 
Nach den ersten zwei Wochen findet ein erstes Einarbeitungsgespräch mit der Leitung 
und/oder stellvertretenden Leitung statt. Hierbei wird folgendes Besprochen: 

Was? Besprochen am: 

Wie ist die erste Zeit verlaufen?  

Was ist gut?  

Was könnte verbessert werden?  

Ideen, Vorschläge, Kritiken  

Welche Unterstützung/Information wird noch benötigt?  

Welcher Pate wurde gewählt?  

Erwartungen  

Weitere Offene Fragen: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Vereinbarung eines nächsten Termins nach ca. 2 
Monaten. 
Nächster Termin: ____________________ 
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4. Einarbeitungsphase 
Diese Phase ist geprägt vom Kennenlernen, Austausch, mitwirken und eigenem Gestalten. 
Es geht nicht nur um die bloße Weitergabe von Informationen, sondern darum in die Arbeit 
hineinzuwachsen, eine konzeptionelle Haltung zu übernehmen und die gestellten Aufgaben 
zu bewältigen. Diese Zeit der Einarbeitung soll bis zum Ende der Probezeit abgeschlossen 
sein. Der neue Mitarbeiter/die neue Mitarbeiterin bekommt Hilfestellung von jedem im Team. 
Die nachfolgenden Punkte sollen in dieser Zeit ausführlicher mit den direkten Kollegen oder 
dem Paten besprochen werden. 
 

Was? Ausführlicher besprochen am: 

Neuaufnahme von Kindern  

Eingewöhnungskonzept  

Inklusion  

Religionspädagogik  

Ernährung  

Beobachtung  

Pädagogischer Ansatz  

Bild vom Kind  

Haltung/Verhalten  

Feste und Feiern  

Kooperation mit anderen Institutionen  

Zusammenarbeit mit Familien  

 
In dem Gespräch ca. 2 Monate nach Arbeitsbeginn sollen folgende Punkte mit der Leitung 
und/oder stellvertretenden Leitung besprochen werden: 

Was? Besprochen am: 

Sind die Aufgaben klar?  

Wo wird Unterstützung benötigt?  

Welche Erfolgserlebnisse gab es bisher?  

Was ist zu verbessern?  

Wie ist die erste Zeit verlaufen?  

Was ist gut?  

Was könnte verbessert werden?  

Ideen, Vorschläge, Kritik  

Welche Unterstützung/Information wird noch 
gebraucht? 

 

Erwartungen  

Offene Fragen: 
 
 
 
 
 
 
 

 

Vereinbarung eines nächsten Termins kurz vor 
Beendigung der Probezeit. 
Nächster Termin: __________________ 
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5. Probezeitgespräch: 
Kurz vor Beendigung der Probezeit findet ein letztes Einarbeitungsgespräche mit der 
Leitung und/oder stellvertretenden Leitung statt. 

Was? Besprochen am: 

Wie verlief die Einarbeitung/Probezeit?  

Einschätzung der Arbeit  

Kontakt zu den Vorgesetzten  

Kontakt zu den Kollegen/innen  

Erwartungen  

Ziele  

Ideen/Vorschläge/Kritik  

Ggf. Fördermaßnahmen  

 
 
 
 
Nach Beendigung der Einarbeitungszeit wird der ausgefüllte Einarbeitungsplan von der 
Mitarbeiterin/dem Mitarbeiter und der Leitung/stellvertretenden Leitung abgezeichnet. 
 
 
_______________  _____________________  ____________________ 

Datum      Mitarbeiter/in          Leitung/ 
       stellvertretende Leitung 
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8.5 Anlage 5 Beschwerdebearbeitung 
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8.6 Anlage 6 Dokumentation der Intervision 

 
 
Dokumentation der Intervision: 
 

Name: ___________________________________________ 
Datum: ___________________ 
Protokoll: _________________________________________ 
Teilnehmer:______________________________________________________________

________________________________________________________________________

________________________________________________________________________

___________________________________ 

1. Fallbeschreibung:  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

2. Ziel:  

 
 
 

3. Handlungsschritte:  

Erster Handlungsschritt (Zeitraum) 
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8.7 Anlage 7 Handlungsschritte bei Verdachtsfällen 
8.7.1 Verfahrensablauf nach §8a 
 

ISEF 
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8.7.2 Verfahrensablauf „Ein Kind kommt auf mich zu und erzählt von (sexueller Gewalt)“ 

 



Schutzkonzept des katholischen Kindergarten St. Irmengard  

83 
 

 

8.7.3 Verfahrensablauf „Ich beobachte etwas, mir wird etwas über Dritte erzählt und ich 
vermute (sexualisierte) Gewalt durch eine Person außerhalb der Kindertageseinrichtung“ 

 



Schutzkonzept des katholischen Kindergarten St. Irmengard  

84 
 

 

8.7.3 Verfahrensablauf „Ich beobachte etwas, mir wird etwas über Dritte erzählt und ich 
vermute (sexualisierte) Gewalt durch eine:n Kollegen:in oder sonstige kirchliche 
Mitarbeiter:innen“ 

 



Schutzkonzept des katholischen Kindergarten St. Irmengard  

85 
 

 

8.7.3 Vorgehensweise (sexuelle) Übergriffe unter Kindern 

 

  

Information an das Jugendamt 
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8.8 Anlage 8 KiWo-Skala für Gewichtige Anhaltspunkte 
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8.9 Anlage 9 Dokumentation bei Erst- und Folgeverfahren §8a SGB VIII 
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8.10 Anlage 10 Checkliste: Einstellung von Praktikantinnen und Praktikanten 
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